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und Senat anßalten. ech:s v f Sr. 10. Juni. Eig. T e 4b hen wird. Nach dem „Echo de Paris“ ſollen alle die Die Taktik der Linken hat das parlamentariſche mit
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der Sturz Millerands.
Rücktritt des Eintagsminiſteriums Marſal.

Freitag Präſidentenwahl. e eVaterlandsliebe und republikaniſcher Geſinnung er volles Ver-

Paris, 11. Juni. (WTVB.) des Parlaments, auch ſeinerſeits die Verantwortung zu über

des Kabinetts Marſal nach dem E
nehmen.

Noch bevor Marſal die Botſchaft des Elyſees verleſen hatte,
räſidenten der Republik empfangen wurden.

ſee, wo ſie vom wurde n dem Kartell der Linken folgender gemeinſamer Antrag

eingebracht:
Paris, 11. Juni. (Sonderdepeſche.) „Die Kammer, entſchloſſen, in keinerlei Beziehungen zu einem

Der Präſident der Republik, Millerand, erklärte geſtern den patimtents t e derer We
Miniſtern, die ihm ihre Demiſſion anboten, daß er angeſichts der batte, die man ihr aufzwingen will, ab und beſchüest, jede Dis
Sitzungsberichte aus Kammer und Senat beſchloſſen habe, zu rück kuſſion zu vertagen bis zu einem Zeitpunkt, da ſich ihr ein in
zutreten. Er erſuchte das Kabinett, im Amte zu bleiben. Der Uebereinſtimmung mit dem ſouveränen Willen des Landes kon
Miniſterrat wird heute vormittag zuſammentreten. Die Demiſſion ſtituiertes Miniſterium präſentieren wird.

Millerands wird in Kammer und Senat heute nachmittag bekannt Parxis, 11. Juni. (WTB.)
gegeben werden. Nach der Abſtimmung über. die Tagesordnung der Mehrheit be

e Paris, 11. Juni. (WTB.) ſchloß ter i e r Kern rDie Wahl des neuen Präſide x wi menen Tagesordnung un s Ergebnis der Abſtimmung, dasFreitag um i Uhr mitta D t e er z heißt, die Namhaftmachung der Abgeordneten, die für oder gegen
gigen Donuer werden er der eilt von Kammer Die Tagesordnung geſtimmt haben, im ganzen Lande zu ver

hinzugezogen werden, die dafür geſtimmt haben die Antritts- deſſen Hilfe Millerand ſeine Poſition retten zu können geglaubtrede c Kannmeryrkſtenen e et wen wirt w. hatte, durchkreuzt. Vom Elyſee aus war bereits ſeit Tagen alles
jett ſpricht man nur von der Kandidatur des Kammerpräſidenten erſucht worden. den Fall Millerand, der von Anfang an aus
Kainlever Die Blätter der Mittelparteien halten die Kan Hlietlich eine Perfonenfrage war, zu einer Verfaſfungskriſe auf
didatur des Senatspräſidenten Doumergue für möglich. Ein er Ganz in dieſem Sinne iſt auch die Botſchaft des
zelne ſprechen auch von einem Outſider. In Verbindung hiermit Fräſidenten an die beiden Kammern gehalten. Man hatte da-
ſind bereits zwei Namen genannt worden: die Senatoren Pams Zurch gehofft, einige ſchwankende Elemente auf dem rechten
und Rene Renonld. Die Blätter des linken Blocks aber Flügel der Mehrheit ſowohl in Kammer wie im Senat zum Ab-
nehmen an, daß der eigentliche Kandidat der Mehrheitsparteien fall zu bringen, und dieſes Manöver ſollte unterſtüßt werden
Painleve ſein werde. Nach der Verfaſſung führt bis zur Jn- durch zwei Jnterpellationen, die im Senat Herr Cheron, in
ſtallierung des neuen Präſidenten der Republik und bis zur er- der Hammer Herr Reibel, beide Mitglieder des erſten Ka-
felgten Ernennung ſeines erſten Kabinetts das Miniſterium Hinetts Poincaré. eingebracht hatten. Jn der Kammer hatte die
Marſal die Geſchäfte weiter. Das Kabinett hat alſo nur formell Zinke durch Eingabe des an anderer Stelle bereits mitgeteilten
u i eingereicht. Die tatjächliche Demiſſten des 2- a rage d ne über di tet rer dainetts kann er en, wenn die Neuwahl des Prä t h er dieſen Antrag abgeRepublik h hl des Präſidenten der ſtimmt werden muß. Herr Reibel hat ſich zwar die ihm offen

gelaſſene Möglichkeit, zu dem Antrag der Linken zu ſprechen, zu
Paris, 11. Juni. (Eig. Drahtbericht.) nutze gemacht, aber die ganze Debatte hat damit einen völlig an

Am Dienstagnachmittag um 3 Uhr ſtellte ſich die Regierung deren Charakter erhalten. Nach ihm nahm nochmals der neue
Marſal der Kammer mit einer kurzen Erklärung vor. Sie Miniſterpräſident Marſ al das Wort. Jhm folgten noch die
betont einleitend, daß das Kabinett nur konſtituiert ſei zu Kommuniſten durch den Abg. Jean. In namentlicher Ab-
Zweck, dem Parlament die Möglichkeit zu geben, zu der te ſtimmung wurde darauf der Vertagungsantrag der Linken mit
fonſtitutioneller Natur Stellung zu nehmen, die ſeit einigen großer Mehrheit angenommen. Damit iſt die Miniſterkriſe er

lament geführt werde. Das neue Miniſterium öffnet. Francois rſal wird ſofort nach Schluß der Sitzung
ieſen Umſtänden auf die Aufſtellung eines eigenen der Kammer Herrn Millerand ſeine Demiſſion überreichen, und

Regierungsprogramms verzichtet. Seine Miſſion habe ein be aller Wahrſcheinlichkeit nach wird dieſer mit der Begründung,
ſtimmtes und engbegrenztes Ziel. Entweder das Parlament daß das Votum der Kammer in erſter Linie gegen ihn ſelbſt
ſpreche ſich dahin aus, daß die konſtitutionellen Regeln unantaſtbar gerichtet ſei, dieſe Demiſſion ablehnen und ſelbſt zurücktreten.
und dem Streit der Parteien entrückt ſein müſſen. Jn dieſem Dieſem Miniſterium Francois Marſal wird damit die Aufgabe
Falle bedeute das Votum den Führern der neuen Mehrheit, daß zufallen, den Kongreß in Verſailles, der in den nächſten
ſie die Pflicht hätten, die Verantwortung für die künftigen Ge Tagen, aller Vorausſicht nach am Freitag, den Nachfolger
ſchide Frankreichs, die ihnen bereits angeboten worden ſei, aus Millerands zu wählen haben wird, vorzubereiten. Francois
den des Präſidenten der Republik entgegenzunehmen. Marſal dürfte dann dem neugewählten Präſidenten die Demiſſion

lle, d. h. wenn das Parlament die in der Bot- ſeines Kabinetts überreichen.n äſidenten formulierten Prinzipien nicht billige, werde

Auch der Senat gegen Millerand.Miniſterium dem Präſidenten von dem Scheitern
ſeiner Miſſion Mitteilung machen, und dieſer werde daraus die

Der Senat hat nach der Verleſung der Botſchaft des Elyſee und
der Regierungserklärung mit 154 gegen 144 Stimmen die Ver-

onſenenzen ziehen.
war der Botſchaft des vie die dann r gelangt,

ird ein ſehr hoher Ton angeſchlagen. illerand erinnert tagung der von dem ehemaligen Landwirtſchaftsminiſter
Cheron eingebrachten Jnterpellation beſchloſſen. Dieſer Be-

en ime r

s r een reits s erklärt e, er nur in das 8Elyſee gehe, um „eine nationale Politik des ſozialen Fortſchritts, ſchluß bedeutet, daß d e Senat das V otum der Kammer
der Ordnung, der Arbeit und der Einheit zu verteidigen“. Dieſe ab warten und es auf keinen Fall zu einem Gegenſatz zwiſchen
Politik wird anſchließend im einzelnen dargelegt, und dann be ſich und der Kammer kommen laſſen will.

Millerand, die Prinzipjen, die er ſich damals zum Ziel
millerands falſche Rechnung.geſetzt habe, getreulich innegehalten zu haben, obwohl das Land

am 11. Mai
Die „Voſſiſche Zeitung“ erhält von ihrem Pariſer Korre

einen Zweifel dadüber gelaſſen habe, daß es darüber

en e n c an ſelbſt. varh etwe ießlich darauf hin, daß der Präſident vom Parlament nur rbei H rat zur Verantwortung gezogen werden könne und die an längeren Bericht die Nille
Verfaſſung die Amtsdauer des Präſidenten auf ſieben Jahre rands, ſich auf ſeinem Thron zu halten am Schluſſe heißt es:
eſtgegert habe, um ſie den wechſelnden Strömungen der Tages „Viellei t wird es einmal in der zukünftigen Geſchichtsforſchung
politik zu entziehen. Sie gibt der Erwartung Ausdruck, daß heißen d Frankreich in den erſten Juniwochen des Jahres 1924
das Parlament die Verfaſſung reſpektieren werde. Wenn das dicht vor einem gewaltſamen und blutigen Staatsſtreich ſtand.
micht der Fall ſein ſollte, heißt es weiter, wenn die Entſcheidung Generale wie Mordacqund Man gin ſind ſicher nicht minder
dahin fallen ſollte, daß der Urteilsſpruch einer Mehrheit künftig gefährlich als ſeinerzeit Boulanger. Vor mir liegt eine An-

ſolle, den äſidenten zu zwingen, aus politiſchen kommuniſtiſchen Parteileitung an die Pariſer Bu
ründen abzudanken, ſo würde damit der Präſident zum Spiel reaus, die auf die Wahrſcheinlichkeit eines reaktionären Putſches

ball in der Parteien werden. Die Beſchlüſſe der Mehr hinweiſt und die Kameraden erſucht, zu jeder Eventualität bereit
heit nennt die Botſchaft revolutionär: „Gefährliche Ratgeber zu ſein. Wer die Organiſation der Pariſer Revoluttionäre kennt,
bemühen ſich, im Parteiintereſſe dahin zu wirken, daß die neue weiß dergleichen Anordnungen auf ihren wahren Wert zu ſchätzen.
Legislaturperiode mit einem revolutionären Akt beginne. Die Die Kommuniſtiſche wie die Anarchiſtiſche Partei ſind geradezu

wird es ablehnen, ihnen zu folgen. Der Senat aber, durchſetzt mit Militär und Pelizeiſpiteln, deren
ets in ſchwierigen Aufgabe neben der eigentlichen Berichterſtattung die Provo-tr i Tradition, wird, wie er es ſt t rG an diesmal wieder der ſichere Hort der kation iſt. Millerand hat ſeinen Präſidentenſitz dem „roten

Verfaſf leiben Eine fonſtitutionelle Frage von der Trag Schrecken“ zu verdanken; der Gedanke liegt gewiß nahe. die Meweite, e durch die re lege Kriſe aufgeworfen ſei, heißt thode ein zweites Mal zu erproben. Die Umſtände ſind aller

Verfaſſungskonflikt in
Dänemark

(Von unſerem däniſchen Korreſpondenten.
Kopenhagen, den 10. Juni 1924.

Die politiſche Lage in Dänemark hat ſich zu einem Kampf
der zwei Kammern des däniſchen Reichstags, des Folke-
things, gegen das Landthing zugeſpitzt. Das däniſche reaktionäre
Bürgertum, durch einen ſeit 1849 beſtehenden Parlamentarismus
in allen Kampfmöglichkeiten der däniſchen Verfaſſung geſchult,
benutzt ſeit dem Amtsantritt der ſozialiſtiſchen Regierung das
Nebeneinander der zwei Kammern, um ſyſtematiſch die
neue Mehrheit des Folkethings, Sozialdemokraten
und Radikale und die auf ſie baſierte ſozialdemokratiſche Re
gierung, an einem Regieren nach ihrem Programm
zu hindern. Mittel zu dieſem Zweck iſt die reaktionäre, aus
Konſervativen und Nationalliberalen beſtehende Mehrheit des
Landthings. Dieſe Mehrheit entſpricht nicht der Mehrheit der
däniſchen Wähler, wie die Folkethingswahlen vom 11. April be
wieſen, ſondern ift ein Ausdrück des veralteten Wahlrechts für
den Landthing. Die Hälfte ſeiner Mitglieder werden alle vier

e durch indirekte Wahl aller ſtimmberechtigien Frauen und
über 35 Jahre ergänzt, ſo daß die augendkickliche Zu

ſammenſetzung der Wählermeinung vor 4 und 8 Jahren entſpricht.
Jm Herbſt iſt die Wahl der Hälfte der Landthingsabgeordneten
e n 8 Jahren gewählten fällig.

e R

den Parteiführern gehalten wurden, beſchäftigten ſich natur
gemäß mit dieſem verhängnisvollen Zuſtand, daß die eine
Kammer mit ihrer Mehrheit der bei den letzten Wahlen geſchla-
genen Partei eine Regierung auf Grund des letzten Wahlergeb-
niſſes völlig zu ſabotieren droht.

Das war u. a. bei der Verlängerung der Mieterſchutzgeſetz
gebung ſchon der Fall, indem der Landthing die von der ſoßzial-
demokratiſchen Regierung. und der hinter ihr ſtehenden Folke
thingsmehrzahl beſchloſſenen Maßnahmen zugunſten der Haus
agrarier einſchränkte. Sabotiert wurde der von der Regierung
Stauning vorgeſchlagen Valuta- und Jmportregulierungsplan,
den die Landthingsmehrheit einfach abgeſchlagen hat. Verfaſſfungs-
mäßig hat der Landthing in ſolchem Falle Gegenvorſchläge zu
unterbreiten, aber noch nicht einmal das tat er. Während ſeine
Konſervativen den alten Ladenhüter: Goldzoll hervorholten, gegen
den ſogar ihre eigenen Bundesgenoſſen, die Nationalliberalen,
ſind, bognügten ſich dieſe und damit die Mehrheit des Landthings
damit, dem Jmportregulierungsgeſetz trotz der Annahme durch
das Folkething die Genehmigung zu verſagen. Dieſe Politik droht
ſich zu einem Verfaſſungskonflikt
Konſervative und Nationalliberale den Landtag weiterhin als
Waffe gegen die ſozialdemokratiſchen Pläne bezüglich Steuer
reform, Banken und Aktiengeſellſchaftskontrolle, Abrüſtung be
nutzen wollen.

Sowohl Genoſſe Stauning wie der Führer der Radikalen,
Rohde, nahmen in ihren Reden zum Verfaſſungstage den zu
geworfenen Handſchuh auf. Die Lage iſt inſofern beſonders
ſchwierig, weil eine Vernichtung der reaktionären Landthings-
mehrheit durch die Neuwahl im Herbſt, die nur die Hälfte ſeiner
Mitglieder ergänzt, ſo gut wie ausgeſchloſſen erſcheint. Die Ver-
faſſung iſt unklar in der Beſtimmung des gegenſeitigen Macht-
verhältniſſes von Folkeihing und Landthing, aber bisher war es
Tradition, daß der Landthing ſich ohne weiteres den Grundlinien
der vom Folkething beſchloſſenen Geſetze anſchloß und ſeine Auf
gabe in der Kontrolle der Verfaſſungsmäßigkeit und Durchführ-
barkeit der Geſetze ſah. Dieſer Zuſtand wurde vor allem von den
Konſervativen und Nationalliberalen, als ſie regierten, als richtig
und rechtlich angeſehen jetzt, nachdem ſie durch die Entſcheidung
der Wähler als unzulänglich der Leitung des Landes erklärt
wurden, pochen fie plötzlich wie es der nationalliberale vor
herige Staatsminiſter Neergaard in ſeiner Verfaſſungsrede tat
auf das Selbſtbeſtimmungsrecht der würdigen alten Herren im
Landthing. So ſieht das „fair play“ aus, das auch die däniſche
Reaktion einer Arbeiterregiernug zu gewähren verſprach!

Dieſe Zuſpitzung des innerpolitiſchen Kampfes in Dänemark
kann auch einen überall intereſſierenden Beitrag zu dem Thema:
Königtum und Arbeiter regierung bringen. Denn

e Stauning wird bei einem Andauern der Landthings-
cbſtruktion als letztes Mittel zu einer vorzeitigen, außerordent
lichen Auflöſung und Neuwahl des geſamten Landthings zu
greifen verſuchen. Eine ſolche iſt aber ohne Zufrimmung des
däniſchen Königs unmöglich. König Chriſtian X. hat, ſeitdem
der Generalſtreik der däniſchen Arbeiterſchaft im Jahre 1920
ihn belehrte, daß in Dänemark eine Politik der Hofkamarilla auf
äußerſten Widerſtand ſtoßen würde, eine innerpolitiſch durchaus
neutrale und anzuerkennende demokratiſche Haltung einge-
nommen. Wird er dieſe konſequent durchführen, wenn es gilt,i kann ni Beſchlüſſe einzelner oder politiſcher dings ſo ſehr verändert, daß das Ergebnis mit vollkommenerGueen en See ſo Sueßt die Botſchaft, Sicherheit der Staatsgerichts hof ſein würde.
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die demokratiſch zu Recht handelnde und von ihm ſelbſt, als im

t die am däniſchen Verfaſſungstag, am 5, Juni, von

auszuwachſen, da
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Einklang mit Buchſtaben und Geiſt der
rufene z WWeitervegierung von der der Reaktion zu

Das ſind die Fragen, die Dänemark in einen Zuſtand po
litiſcher Hochſpannung bringen, der im Sommer oder
Herbſt ſich in Neuwahlen, vielleicht ſogar in innerpolitiſchen
Macht kämpfen anderer Art entladen kann. Und doch wäre nichts

als daß die ſozialiſtiſche Regierung zu ſchneller
nder Arbeit kommt. Die Staatskaſſe erweiſt ſich, je

e du e 8. Burdettag desReichäabundes der Kri ſchädigten, Kriegsteilnehmer, Krieger-
lin) ſtatt. Es waren rund 400 Dele-

ſtrut her genten Deutſche Kriegsopler. Lagurg.

gierte aus allen Teilen des Reiches erſchienen.
Zu Vorſitzenden Rechten wurdenRei tender MarokeR

tiefer der ſogialiſtiſche Finangminiſter Bramsnaes in ſie hinein Roten ger den
ſieht, um ſo leerer. der Staatshaushalt der e der den
e r weiſt r und mehr „Vergeßlich ten auf a S10 S indirekte gegen s Selaent direkte Steuern ſchreit e erſtattete der Bundesvorſitzende
zum Himmel, wichtige Geſetze warten der Srledigung. Was die Der a den Je ewig die S
ſos We Regierung bisher dunchfthren de war und die nur durch weitgehende Brhani rän
meiſt adeniniſtrativ Streichung der Herbſtmanöver, Begnadi
gungen, Nachlaß von Armenhilfe uſw. Sie iſt ſich aber bewußt,
daß nun Geſetzarbeit geleiſtet werden muß, um endlich freie
Bahn zu ſchaffen. Selbſt vor einem nochmaligen Appell an die
Wähler beabſichtigt ſie nicht zurückzuſcheuen.

Das engliſch- franzöſiſche Programm.
Hoffnung auf daldige Töſnng des Ronflits.

London, 11. Juni. (WTB.)

Der r r J rer e rer änzend einem ge r Punkte reinkommens zwiſchen Vertretern der engliſchen Arbeite r-
partei und dem franzöſiſchen Block der Linken, beide
Gruppen ſeien beſtrebt, die in Deutſchland vorhandenen demo-
kratiſchen Elemente zu ermutigen. Zu dieſem ſei eine ſo
fortige Amneſtie für deutſche politiſche und die
Freilaſſung deutſcher Geiſeln in den beſetzten Ge
bieten in Ausſicht genommen. Den zunehmenden Regquiſitionen
öffentlicher und privater Gebäude durch die Beſatzungsbehörden
für militäriſche Zwecke und dem Bau neuer Kaſernen und der An-
lage von Paradeplätzen werde ein Ende gemacht werden. Man
ſtimme auch darin überein, daß der Dawes-Plan die BVeſeitigung
der Mieum Abkommen bedeuten würde. Die Art, in der der Welt
gerichtshof im Haag in Zukunft von den Alliierten für Friedens
regelungen verwandt werden ſoll, ſei ein techniſches Problem, das
ſorgfältige Prüfung erfordere, bevor es endgültig gelöſt werden
könne.

London, 10. Juni. Der Berliner Berichterſtatter des „Daily
Telegraph“ ſchreibt, in Kreiſen, die in Fühlung mit der franzö-
ſiſchen Botſchaft ſtehen, verlaute, daß alle Hoffnungen auf eine end
gültige Regelung des Konfliktes zwiſchen Deutſchland und der En-
tente beſtehen.

Die engliſche Preſſe zum Sturz Minerands
London, 11. Juni. Zu dem Rücktritt Millerands nehmen

nur einige Blätter in Leitartikeln *Stellung. „Morning Poſt gibt
der Ho Ausdruck, daß die konſtitutionelle Kriſis in Frank
reich zu keiner fundamentalen Aenderung in der franzöſiſchen
Außenpolitik führen werde. „Daily Chronicle“ betont, daß
der Nationale Block, der Poincaré an der Macht hielt, zum
großen Teil eine Schöpfung Millerands war, und daß Millerand
die Präſidentſchaft nur übernommen hatte mit dem ausgeſproche-
nen Ziel, die Politik dieſer Partei zu fördern. Er identifizierte
ſich öffentlich mit einer Politik, die die Ausdehnung Frankreichs
auf Koſten ſeiner Alliierten, des europäiſchen Friedens und der
franzöſiſchen Steuerzahler verfolgte. Weſtminſter ette“ er
wartet als wahrſcheinliche Folge des Zwiſchenfalls, daß ſich fran
z fw Präſidenten in Zukunft der aktiven Unterſtützung einerdeſen eren Partei enthalten werden.

Paris, 11. Juni. (WTVB.)
Wie der „Matin“ berichtet, wird Präſident Millerand morgen in

ſeine Villa in Verſailles überſicdeln. Er werde ſeine Tätigkeit als
Advokat wieder aufnehmen. Jm übrigen werde er ſich um den
durch den Tod eines rechtsſtehenden Abgeordneten der Hammer
freigewordenen Kammerſitz bemühen.

Die neuen Steuerpläne.
Wie der Soz.-Dem. Parlamentsdienſt von zuſtändiger Stelle

erfährt, ſoll die den kommenden neuen Verpflichtungen des
Reiches angepaßte Einkommenfſteuerreformvorlage
dem Reichstag möglichſt bald zugehen und noch vor den Ferien,
auf jeden Fall aber bis zum Herbſt, durchberaten werden. Ueber
den Jnhalt der Vorlage erfahren wir von anderer Seite u. a.
folgendes: Mit einer weſentlichen Reform der beſtehenden Tarif-
ſätzàe iſt beſtimmt zu rechnen. Die 10prozentige Lohn-
ſteuer wird in ihrer jetzigen Form beibehalten. Dasſelbe
gilt auch für das vielumſtrittene Prinzip der augenblicklich ge-
handhabten Gegenwartsbeſteunerung. Gegenüber den
Wünſchen nach Wiedereinführung der Vergangenheitsbeſteuerung
glauben die zuſtändigen Stellen nicht auf die Vorſchußzahlungen

rgeben

digen Wachſen begriffen. Die Jnflation wurde mit einem Mit-
gli von rund 400 000 von der O ſation überwunden. Die von der Bundeszentrale geführten Einigungs-
verhandlungen mit den Bruderorganiſationen ſind geſcheitert. da

D7 3 t der r Wille re radeDer Reichsbund hält nach wie vor an rundſatz der partei-
politiſchen und religiöſen Neutralität feſt. Selbſ: die ſogial
h Arbeitsgemeinſchaft, zu der man ſich mit den anderen
Organiſati vorübergehend zuſammengeſchloſſen hatte, hat
wegen der dabei gemachten trüben Erfahrungen wieder au en
werden müſſen. Mit den Bruderorganiſationen in Oeſterreich,
Ungarn, England Jtalien und der Tſchechoſſowakei werden
t 7 Begiehungen unterhalien. Auch mit der fran
zöſiſchen Bruderorganiſation iſt neuerdings die Fühlungnahme
aufgenommen worden.

Jm Anſchluß e h er hden Rechenſchaftsbericht über die Verſorgung und FürſoKriegsopfer. Er betonte, daß die Verſprechungen, die in Vah-
kampf von allen Seiten den Kriegsopfern gemacht worden feien,
nichts als eitel Flunkereien ſein würden, wenn nicht die Geſetz
gebung ihre Konſequenzen daraus zieht. Die Steuergeſetzgebung
müſſe die Leiſtungsfähigen zu den allergrößten Opfern heran-
ziehen. Vorteilhafter für die Kriegsopfer wäre es ſelbſtverſtändlich
auch, wenn ſie anſtatt durch ſieben durch weniger, aber dafür
ſtärkere Organiſationen vertreten würden. Jm Vordergrunde
der Fürſorgetätigkeit des Reichsbundes ſtehe das Rentenrecht.
Abgelehnt werden müſſe die Bevorzugung der Bedürftigen auf
Koſten der übrigen Kriegsopfer. Ohne eine ausreichende Kriegs
opferfürſorge ſei ein Wiederaufbau der deutſchen Wirtſchaft nicht
denkbar. Unbedingt notwendig ſei die Fernhaltung der Kriegs-
ovfer von der Armenfürſorge. Das Unrecht, das mit der Ab-
findungsſumme an vielen Kriegsopfern begangen worden ſei.
müſſe wiedergutgemacht werden. Neuerdings plane man ſogar
die Beſeitigung des Reichsverſorgungsgeſetzes. Die
Gegenmaßnahmen ſeien im Einvernehmen mit dem L ein
geleitet worden.

Am dritten Verhandlungstag berichtete Kamerad Schönwald
(Königsberg) über den gegenwärtigen Stand der Ver-ſorgung und Fürſorge. Die beſtehende Geſetzgebung ſei
als längſt überholt zu bezeichnen. Die Reichsregierung müſſe ſich
zwangläufig der Entwicklung anpaſſen, weil ſonſt ungeheure Ge-
fahren für das Staatswefen heraufbeſchworen werden. Jm ganzen
Reiche erfolgten jetzt Nachunterſuchungen der Kriegsbeſchädigten,
obwohl bei dem größten Teil eine weſentliche Aenderung des Ge-
ſundheitszuſtandes überhanpt nicht in Frage komme und die weni-
gen dadurch eingeſparten Renten mehr als aufgezehrt werden durch
den höheren Aufwand an Verwaltungskoſten. Unbedingt reform-
vbedürftig ſeien auch die Beſtimmungen über die Elternrente.
Unſere Geſetzgebung müſſe ausgebaut und vervollſtändigt werden.
Der Schadenerſatzanſpruch dürfe zwar nicht ganz beſeitigt werden,
aber auch nicht im Vordergrunde ſtehen, weil man ſonſt mit der
übrigen Bevölkerung in Widerſpruch gerate. Die Umſtellung des
Bedürftigkeitsprinzibs müſſe nach neuen Grundſätzen erfolgen.
Die Verſorgung der Kriegsopfer dürfe nicht allein auf Geldeni-
ſchädigung aufgebaut werden. vielmehr komme die Arbeitsfürſorge
in Betracht. Jn England hätten ſich die Arbeitgeber freiwillig zur
Einſtellung von Kriegsbeſchädigten in Höhe von 5 Prozent des
Perſonals bereit erklärt. Bei uns wußte ein großer Teil der Ar
beitgeber ſich dieſer Verpflichtung zu Einſtellung zu entziehen. Die
Reformbedürftigkeit der Geſetzgebung ſei von der Reichsregierung
durch die Verordnung über die Fürſorgepflicht anerkannt worden;
ſie ſei aufgeſtellt auf dem Prinzip der Leiſtung und Gegenleiſtung,
bedeute aber keine Beſſerung! Da Deutſchland aber nicht dauernd
in der ſozialpolitiſchen Entwicklung nachhinken könne, werde das
neneingeführte Prinzip in der Fürſorgepflicht eines Tages zuſam-
menbrechen und die ganze Verſorgung neugeſtaltet werden müſſen.
Große Gefahren beſtehen, daß die Beſtimmung über die Arbeits
pflicht von den nachgeordneten Behörden zu einem Druck (Ent-
ziehung der Znſatzrente) auf den Kriegsbeſchädigten zur Arbeits
annahme benutzt werden.

Ueber 200 Anträge liegen zu dem Fürſorgeproblem vor, die mit
dem Geſchäftsbericht und den beiden Referaten zur gemeinſamen
Ausſprache geſtellt wurden. Jn dieſer ergriff auch Miniſterialrat
Kerſchenſteiner vom Reichsarbeitsminiſterium das Wort. Danach
erfordert die Rentenverſorgung der Kriegsbeſchädigten und Krie-
gerhinterbliebenen jährlich 710 Goldmillionen, nämlich 447 für
Renten und 263 für Zuſatzrenten. Daraus könne man erſehen,

verzichten zu können. welche Schwierigkeiten für die Regierung bei einer allgemeien

Rentenerhöhung auch von nur 10 Prozent entſte
für den eingelnen die Rente ſein möge. Bei Erlaß der
über die Fürſorgepflicht habe keine Organiſation die d im
Spiel gehabt. Sie ſei eine Folge des Finanzausgleichs zwiſchen
Reich und Ländern. Das Schwerbeſchädigtengeſetz verdiene den
Vorzug gegenüber der Regelung in anderen Ländern. An eine
Aufhebung des Reichsverſorgungsgerichts würde gegenwärtig nicht

gedacht. (Schluß folgt.)

ſo klein auch
Erlaß der

Völkiſche helden.
Sie arückten ch wutlos und feige hinter der Front herum.

München, 1t. Juni. (Eig. Drahtbericht.)
Eine Säule der Völkiſchen iſt bekanntlich der lächerliche Juden

freſſer und Urteutone Artur Dinter, der Führer der Völkiſchen
im Thüringer Landtag. Dieſer Rufer im Streit für deutſches
Heldentum war im Kriege Hauptmann bei einer Bagage-Kolonne
inter der Front in Rußland. Sein Verhalten während dieſer
eit war nichts weniger als teutſch und heldenhaft. Die in Regens-
urg erſcheinende „Deutſche Volkswacht“ berichtet über Herrn

Dinter: „Dinter klagte gegen Syndikus Kamitzer, weil dieſer ihn
öffentlich der Feigheit beſchuldigt hatte. Als Zeuge erſchien der
Kommandenr Dinters, Oberſtleutnant Heſſe, und erklärte: „Haupt-
mann Dinter habe ſich überaus nervös und ängſtlich gezeigt und
auf die Mannſchaft einen recht komiſchen Eindruck gemacht.“ Die
Frage des Gerichtsvorſitzenden, ob er Dinter für einen mutloſen
und feigen Soldaten halte, beantwortete der Oberſtleutnant mit
einem lauten „Ja

Neue Konzeſſion an die „Notleidenden“.
Wie wir erfahren, iſt mit der Aufhebung der Umſatzſteuerfrei-heit beim Getreideimport, wenigſtens ſoweit Mehl in Frage

kommt, in nächſter Zeit zu rechnen. Die Maßnahme iſt die erſte
Konzeſſion an die Landwirtſchaft auf dem Gebiete der

etreideeinfuhrbeſchränkung.

Engſiſch-italſeniſche Annäherung.
London, 10. Juni. (Eig. Drahtbericht.)

Jn London iſt durch die britiſchen und italieniſchen Sachver-
tändigen ein Uebereinkommen über die ſogenannte Jubaland-
age zuſtande gekommen, das in der kürzeſten Zeit von den
eiden Regierungen ratifiziert werden wird. Durch den Vertrag

tritt Großbritannien einen Teil von Britiſch-Sumaliland an das
italieniſche Sumaliland ab. Die Bedeutung dieſes Ueberein-
kommens liegt darin, daß, wie die „Times“ ſagen, nunmehr
zwiſchen Jtalien und England nicht die geringſte Streitfrage
mehr beſteht. Die Abtretung des Jubalandes durch Groß-
britannien iſt ein weiteres Zeichen der immer ſtärkeren italieniſch-
engliſchen Annäherung.

Rom 10. Juni. (Eig. Drahtbericht.)
Die Landung von 2000 italieniſchen Soldaten mit Maſchinen

gewehren auf der Jnſel Rhodis hat den Zweck, die dortige italie-
niſche Garniſon dauernd zu verſtärken. Jn römiſchen Regierungs
kreiſen herrſcht die daß nunmehr mit Kraft die italie-
niſchen Intereſſen in KleinAſien gefördert und ausgebaut wer
den müſſen. ie italieniſche Expanſionspolitik in Klein-Mien
findet die Unterſtützung Englands.

Im Herbſt Neuwahl des engliſchen Pariaments.
London, 11. Juni. (Eig. Drahtbericht.)

Der Mancheſter Guardian“ ſchreibt: Bei der gegenwärtigen
parlamentariſchen Lage, wo eine Minderheitsregierung lediglich
vom Willen einer Oppoſition abhängt, iſt es nicht verwunderlich,
wenn man bereits jetzt von den kommenden allge-
meinen Wahlen ſpricht. Jn parlamentariſchen Kreiſen
glaubt man, daß dieſe im November diefes Jahres ſtattfinden
werden. Auf jeden Fall iſt dies Datum von den Miniſtern ſelbſt
in Ausſicht genommen, wenn nicht direkt beabſichtigt.

Die beigiſche Mintärbehörde amneſtiert.
Bottrop, 10. Juni. Die belgiſche Militärbehörde der Be

ſatzungsarmee teilt mit, daß ſie die gegen 50 Deutſche
Strafen, die aus Anlaß des paſſiven Widerſtands verhängt
waren, amneſtiert habe.

Wie von der Geſchäftsſtelle des deutſchen Roten Kreu e
Gelſenkirchen mitgeteilt wird, hat der kommandierende General
der 3. franzöſiſchen Liniendiviſion bis jetzt 84 Ausweiſungs-
befehle gegen Eiſenbahner aus dem Stadt und Landkreis Gelſen
kirchen zurückgenommen.

Der glänzende Stand der amerikaniſchen Finanzen. Reuter be
richtet aus Waſhington, daß der Direktor des amerikaniſchen
Budgetbureaus Präſident Coolidge mitgeteilt hat, daß das fis-
kaliſche Jahr am 30. Juni mit einem Ueberſchuß von 350 bis 450
Millionen Dollar abſchließen werde.

Die griechiſche Regierung befindet ſich in ernſten Schwierig-
keiten wegen der Frage der Arbeitergeſetzgebung. Der
Kriegsminiſter General Kondilis iſt zurückgetreten. Es iſt mög-
lich, daß auch andere Miniſter demiſſionieren.

Der Daturſchwärmer.
Von Friedrich Ferchlandt.

Herr Gansmeiſter iſt Naturſchwärmer, zunächſt der Geſund-
heit halber; dann aber, weil es ſo bequem iſt; hauptſächlich aber
wegen der Billigkeit. Dies verſchweigt er mit gewiſſenhafter
Hartnäckigkeit. Er holt mich nämlich immer dann ab, wenn
ich gerade abendbrote; dadurch iſt er ſozufagen mein Miteſſer.
Das bedrückt mich, ohne ihn zu kümmern. Er entſchädigt mich
durch politiſche Rückſichtnahme, indem er den Stahlhelm unter
die Rockklappe ſteckt und mich wohlgenährt findet. Dann geht
er mit mir an die Saale. Dabei pflegt die Sonne unterzugehen,
wofür ich durchaus Verſtändnis habe. Mein Naturſchwärmer
hält mich jedoch ſchon bald dicht hinter der Moritzburg am
Rockknopf feſt und lächelt güückſelig, denn aus einem Biergarten
dringt taktmäßiges Geräuſch. Ein geübtes Ohr erkennt, daß
man den „Fridericus“ detoniert. (Wirklich!)) Herr Gansmeiſter
mißhandelt meinen Rockknopf: „Prachtvolle Abendſtimmung,
was!?“ Jch neige zum Widerſpruch, denn mein Gemüt iſt um
düſtert: er hat mein letztes Schinkenviertel geſchluckt. Er rülpſt
deutlich, aber geruchlos und vorwurfsvoll: „Lieber Freund, Jhnen
fehlt jeder Sinn für Natur!“ Jch ſchweige, zumal die rote
Sonnenſcheibe mich höhniſch angrinſt, und ſchreite raſcher zu.

er zerrt mich nach einer Bank (dabei notzüchtigt er wieder
um den Rockknopf), die ich für vollbeſetzt halte. Er benutzt roh,aber gemütvoll den Ellbogen und Wifft Platz, wobei ich ein
Eckchen erhalte. Alles knurrt, während er ſich behaglich ſpreizt.
Ein Säugling erhebt grimmiges Geſchrei behufs beſchleunigter
Darreichung ſichtlich verſäumter Milchzufuhr. Gansmeiſter
ſtrahlt in mildem Glanz: „Betrachten Sie das Glück! Wie
wunderbar Kinder und Pflanzen im Frühling wachſen! Eine
wahre Pracht!“ Seine fröhliche Feſtſ- ung bleibt wieder ein
ſeitig; mich quält mein Sitz! Auch ahne eh einſeitige Schwielen-
bildung und ſchweige gramvoll. Drob bezichtigt er mich der Ge
mütsroheit, geht aber mit mir weiter, über eine Brücke. Dort
hält er traumverloren und ſtarrt verzückt zum Ufer herab, wo
man ſingt: „Gokdne Abendſonne, wie biſt du ſo ſchön!“ Es
klingt ſchrill, aber vielſtimmig; Erzeuger ſind ein Dutzend jüngere
Damen, denen die verheerenden Spuren mehrjähriger Penſions-
zuſbt im Geſicht geſchrieben ſtehen. Zwei ſchon bärtige Damen

T h

mit Wolfsblick, faſt klöſterlich einfach, aber dafür um ſo ſtikloſer
gekleidet, begleiten mit rauher Baßſtimme. Jch ſtiere verſtört;
muß aber ausharren bis zu ſeinem Schlußurteil „Wunderbare
Abendſtimmungl“ Meinem ſchwächer gewordenen Widerſpruch
ſchenkt er den gebührenden Mangel an Beachtung: „Sie werden
es noch lernen, der Natur ihre ſchöne Seite abzulauſchen!“

Die „Goldne Abendſonne“ iſt inzwiſchen entſetzt und meines
Erachtens nicht ohne Berechtigung untergegangen. Die bisher
uns begegnenden Einzelmenſchen erſcheinen nun in meiſt paar-
weiſer Formation. Es flüſtert aus dem Dunkel, eine Nachtigall
ſingt entzückend; die Bänke ſcheinen mir weniger eng, aber um
ſo intenſiver beſetzt. Ein leichter, angenehmer Wind hat ſich er-
hoben und ranſcht ſanft ſäuſelnd in den Blättern, vermag aber
das Koſen und Murmeln, zeitweiſe auch das Geräuſch teils heim-
licher, teils nachdrücklicher Küſſe nicht ganz zu übertönen. Herr
Gansmeiſter ſchweigt wohltuend. Jch lächele zum erſtenmal,
denn von der Saale her woeht erfriſchende Kühle; ab und zu
plätſchert ein Nachen vorüber. Jch atme tief die friſche Luft und
will gerade zu einer Ode an die ſchöne Natur mich anſchicken; da
fällt mein Blick auf den Begleiter. Jch erſtarre zur Salzſäule:
ſein ſpärliches Haar iſt geſträubt, bleiern leuchtet ſeine Glatze;
auf ſeiner Bruſt knittert dem Einſatz entronnen das ſteif-
gebügelte Chemiſeit, ſein Bauch erzittert in wogendem Zorn, er
faßt den Stock drohend, ſein Auge funkelte Hakenkreuze gegen
ein harmlos ſich ſchnäbelndes Pärchen. Die Dame ſchreit ent
ſetzt. Jch falle ihm in den Arm: „Was gibt es denn? Was iſt
geſchehen?“ Da reckt er ſich in edler Entrüſtung, hoheitsvoll und
vernichtend knirſcht ſein Blick mich nieder, unter dem Rockkragen
hervor reißt er den Stahlhelm, ſteckt ihn außen an und ſchreit:„Sie fragen noch? Sie merken wohl gar mit von der ganzen

Schweinerei?! Dann find wir geſchiedene Leute. Sie haben
keinen Sinn für die reine Natur!“ Damit verſchwand er fluchend.

Seither agbendbrote ich wieder in ungeteilter Einſamkeit.

Jm Kampfe gegen den Krebs. Dem Blatte „The Norih Ame-
rican“ zufolge hat Dr. Glover in Tarento (Kangada) den Krebs-
bazillus iſoliert und ein Heilſerum hergeſtellt. Das Serum, das
ſeit zwei Jahren verſ eiſe an über 200 Krebsfällen an
angewandt worden ſei, habe in der Mehrzahl der Fälle günſtige
Reſultate ergeben. Jn einigen Fällen ſeien ſämtliche Krebs-
ſymptome verſchwunden.

Halliſches Cheater und Kunſtleben.
Feſtvorſtellungen im Stadttheater. Für die

Aufführung“ am 24. Juni wurden verpflichtet:
Friedrich Plaſchke von der Staatsoper Dresden
Kammerſänger Ludwig Ermold von der Staatsoper Dresden
(Beckmeſſer). Kammerſänger Fritz Krauß vom Bayr. National-
theater in München (Walter Stolzing). Kammerſänger Walſde-
mar Henke von der Staatsoper Berlin (David). Kammerſängerin
Eliza Stünzner von der Staatsoper Dresden (Eva). 2nſtkaliſche
Leitung: Dr. Georg Göhler. Für die „Parſifal“-Auffuhrung
am 27. Juni 5 en ihre Mitwirkung zugeſagt: Kammearſänger
Friedrich Plaſchke, Dresden (Amfortas). Kammerſänger Karl
Braun von der Staatsoper Berlin (Gurnemanz). Kammerſänger
Robert Hutt von der Staatsoper Berlin (Parſifal). Kammer
ſängerin Helene Wildkrunn von der Staatsoper Berlin (Kundry).
Eintrittskarten zu Gaſtſpielpreiſen ſind ab Donnerstag an der
Kaſſe des Stadttheaſers erhältlich.

Georg Kaiſer, einer der markanteſten Vertreter unter den
modernen Dramatikern, iſt dem halliſchen Theaterpublikum durch
die Aufführungen ſeiner Werke: „Die Bürger von Calais“, „Gas“
und „Von morgens bis Mitternacht“ wohlbekannt geworden. Auch
in ſeinem neueſten Drama: „Kolportage“ erweiſt Kaiſer ſich als ein
Dramatiker von ſicherem rheatraliſchem Gefühl. Das Stück iſt
eine Verſpottung der Schundliteratur und geht ganz frei in der
bisherigen expreſſioniſtiſchen Art des Dichters den Weg des
guten Theaterſtückes. Der Erfolg war darum bei der Urauffüh-
rung im Berliner Leſſing-Theater und an andern Bühnen auch
durchſchlagend. Die Komödie kommt am Donnerstag unter Regie
des Jntendanten Dietrich in Halle zur Erſtaufführung. Beſchäf-
tigt ſind die Damen: Thetter, Ziegler, Strohm-Ambronn, Grether,
Heller. Die Herren: Haller, Weiße, Henſel, Hoffmann, Förſter,
Tiedemann, Weber, Henneberg.

Stadttheater. Heute Mittwoch und Freitag: „Die Fleder
maus“. Donnerstag: „Kolportage“. Sonnabend: „Madame
Butterfly“.

„Meiſterſinger
Kammerſänger
(Hans Sachs).
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Zum Unrecht nocd der Hohn.
Die Sorgen der Höheren“.

Der „Reichsbund der höheren Beamten“ ſchreibt ſich in ſeinem
Rundſchreiben Nr. 24 die Neuregelung der Beamtengehälter ab
1. Juni als einen großen Erfolg zu, wobci er W

„Die Spannung der Grundgehälter zwiſchen III und XIII
entſprechend dem Friedensſtande iſt Jn derneuen Skala ſtehen ſogar die Gruppen X bis XIII erheblich
beſſer als im Frieden. Die neuen Gehaltsbezüge (ohne Sozial
zulage) ſtellen nunmehr folgende Prozentſätze der Friedens
beſoldung dar: Gruppe X 85 Prozent, Gruppe XI 84 Prozent,
Gruppe XII 88 Prozent. Gruppe XIII 81 Prozent. Dabei ſind
pu ger für die örtlichen Sonderzuſchläge noch nicht in An

ir bitten nunmehr dafür Sorge tragen zu wollen, daß in
der örtlichen Preſſe keine irreführenden Meldungen auftauchen;
es iſt gegenüber anderslautenden Verlautbarungen vielmehr
ſtets zu betonen, daß die Neuregelung der unteren Beamten
ſchaft die Friedensgehälter gebracht hat und daß oberen
Gruppen auch jetzt noch erheblich unter ihren Frieden bezügen
liegen. Sorgfältige Bearbeitung der Preſſe nach dieſer Rich

tung iſt notwendig. Der Reichsbund wird mit der Neuregelung
nicht befaßt werden.

gez. Rathke.“ges. Schol z.
An der Tatſache, daß die jüngſte Gehaltsregelung eine

himmelſchreiende Ungerechtigkeit gegen die unteren
und die mittleren Beamtengruppen darfſtellt, läßt ſich nicht drehen
und deuteln. Wenn ſie in der Vorkriegszeit ſchon beſtanden hat,
ſo wird ſie darum jetzt als „Friedensgehälter“ nicht
beſſer. Wir müßten uns entſchieden dagegen verwahren, daß das
Unrecht der Vorkriegszeit deshalb wieder neu heraufbeſchworen
wird, weil es unter dem monarchiſtiſchen, ſtark drei Viertel abſo
lutiſtiſchen Syſtem eingeführt war. Wir gönnen auch den höhe-
ren Beamten ein ausreichendes Gehalt. Allein es darf nicht auf
Koſten elender Hungergehälter in den unterſten Gruppen gehen.
Den kraſſen Widerſpruch zwiſchen den Gehältern der unterſten
und denen der höheren Stufen empfindet man ſelbſt im Reichs
hund der „Höheren“, der 81 bis 8öprozentigen, ſo ſtark, daß man
es für ratſam hält, die örtliche Preſſe ſo zu „bearbeiten“, daß ſie
die armen Teufel mit Gehältern von noch nicht 1500 Mk. im
ganzen Jahre mit dem Hinweis verhöhnen ſoll, die Neuregelung
habe ihnen die „Friedensgehälter“ gebracht und die beklagenswerkten
vberen Gruppen ſeien auch jetzt noch erheblich ohne die örtlichen
Sonderzuſchläge! unter ihren Friedensſätzen zurückgeblieben.

Der Reichsverband der höheren Beamten hat bei dieſer Art der
„Neuregelung“ durch Rückkehr zu den üblen Methoden der
Vorkriegszeit mit gewirkt und rühmt ſich ſeines Er
folges. Nun will er die Oeffentlichkeit durch eine ſolch aus
geklügelte Gegenüberſtellung irreführen, verhüten, daß in der
Preſſe das Kind beim rechten Namen genannt wird, was ihm als
„irreführende Meldungen“ unangenehm wäre. Glauben die
Führer dieſes Bundes, daß auch nur ein einziger Unterbeamter
ſich mit dem Hinweis darauf zufriedengeben würde, daß er jetzt
„das Friedensgehalt“ erreicht und keine Möglichkeit vor ſich habe,
auch nur nennenswert darüber hinauszukommen? Ein „Friedens-

das ſchon im Frieden nur knapp vor dem Verhungern
ſchützte und heute erſt recht nicht ausreicht! Würden die unteren
und mittleren Beamten bei ſolcher Art der Beweisführung, die auf
Einſeifen hinausläuft, nicht den Höheren entgegengehalten:
Wir wollen mit unſeren „Friedensgehältern“ mit euch jederzeit
gegen eure „Nochnichtfriedensgehälter“ tauſchen!“ Wir geſagt, wir
gönnen den höheren Beamten ihre Gehälter. Doch müſſen wir
uns entſchieden gegen die in ihrem Reichsbunde obwaltende
egoiſtiſchhinterhältige Tendenz wenden. Wer die Ungerechtig-
keit in der Feſtſetzung der unteren Gehälter nicht zugeben wiil,
wer nicht will, daß die unteren und mittleren Beamten beſſer be
ſoldet werden, der hat für ſich das Recht auf eine angemeſſene Be

ſoldung verwirkt. n ra

Klaſſenjuſtiz in Polen.
Am 2. Juni begann in Krakau einer der größten politiſchen

Prozeſſe, den Polen jemals erlebt hat und der weit über die
Grenzen Polens hinaus allgemeines Jntereſſe erregt. Es handelt
ſich um einen ausgeſprochen politiſchen Prozeß, den die reaktionäre
Staatsmacht gegen die Arbeiterſchaft und ihre Führer führt. Die
Zahl der Angeklagten beträgt nicht weniger als 58, darunter
mehrere Abgeordnete mit der Führer der Unabhängigen Soziag-
liſtiſ Partei Polens, Dr. Drobner, an der Spitze. Da ein
ungeheures Belaſtungs- und Entlaſtungsmaterial herbeigeſchafft
worden iſt und über 300 Zeugen vernommen werden ſollen,
darunter der frühere Miniſterpräſident Witos, Miniſter, hohe
Staatsbeamte und Militärs, rechnet man damit, daß der Prozeß
ſich bis Anfang Auguſt ausdehnen wird. Der Anklage liegt der
von der Zentralkommiſſion der Gewerkſchaften am 5. November
1923 ausgerufene Generalſtreik und die ſich beſonders inKrakau Anſchließend revolutionäre Bewegung jener kritiſchen
Novembertage, der ſogenannte Novemberaufſtand, zugrunde. Unter
dem reaktionären Miniſterium Witos, das ſich ganz als Sach-
walter des Großgrundbeſitzes, der Jnduſtrie und der natio-
naliſtiſchen Elemente des Landes fühlte, war ſeit dem Sommer
1923 eine Teuerung eingeriſſen, die ſich allmählich zur Unerträg-
lichkeit geſteigert hatte, zumal die Regierung alle Hilferufe und
Eingaben der Arbeiterorganiſationen und Beamtenverbände über-
hörte. Mitte Oktober war die Stimmung unter den Arbeitern
ſo weit, daß ein politiſcher Streik den andern ablöſte, durch die
man die Regierung Witos zum Rücktritt zu zwingen hoffte. Am
23. Oktober begann in Krakau der Eiſenbahnerſtreik, zwei Tage
darauf der Streik der Poſtbeamten. Den ſich anſchlicßenden
Generalſtreik, der beſonders in Krakau zur Auswirkung kam, ver-
ſuchte die Regierung zunächſt mit Waffengewalt niederzuſchlagen.
Die Folge war, daß es am 6. November in den Straßen Krakaus
zu heftigen Kämpfen kam. Während die Polizei mit ihren Waffen
eingriff, lehnte das Militär den Kampf gegen die ſtreikende und
demonſtrierende Arbeiterſchaft ab und ließ ſich ſogar entwaffnen,
ſo daß ein großer Teil der Arbeiter in den Beſitz von Waffen
tam. Als General Czikiel mit Kavallerie vorging, wurde die
Altacke abgeſchlagen, ſämtliche Pferde erſchoſſen und die Mehr-
zahl der Offiziere und Soldaten getötet oder ſchwer verwundet.
Tatſächlich waren die Arbeiter Herren der Stadt. U. a. eroberten
ſie auch ein gegen ſie geſandtes Panzerauto. Ehe der General
Artillerie einſetzte, bat die Regierung aus Warſchau um Waffen-
ſtillſtand. Die Führer der Arbeiter willigten ſofort ein und ver
ſprachen, auch den Generalſtreik abzublaſen, weil die Regierung
allerhand Verſprechungen machte. Gehalten hat ſie keine, da
gegen wurden wenige Tage ſpäter Dr. Drobner und über 100 Ar-
beiter bzw. Arbeiterinnen verhaftet. 20 befanden ſich ſeitdem in
Haft, bis jetzt nach 6 Monaten der Prozeß gegen dieſe Opfer der
Regierung Witos begann.

Der Prozeß begann mit der Vernehmung der in Haft befind-
lichen Angeklagten. Dem erſten wurde zur Laſt gelegt. mit ſeinemPferdegeſpann abſichtlich die Reihen der Polizei durchfahren zu
haben, um dadurch der Arbeiterſchaft eine Gaſſe nach dem Ge-
werkſchaftshauſe zu bahnen. Gleich dieſer erſte Angeklagte
zählte, daß er bei ſeiner Vernehmung furchtbar geſchlagen T
um dadurch von ihm ein Schuldbekenntnis zu erzwingen Se
lich erging es allen anderen Unterſuchungsgefangenen. Sie Ser
nehmung Dr. Drobners wurde zu einem ſcharfen Angriff W
die Regierung Witos, die wie er ausführte mit h en
ten, auch dem Generalſtreik, zu bekämpfen Pflicht der Ar er
klaſſe geiveſen ſei. Als der Vorſitzende Dr. Drobn er der or
abzuſchneiden ſuchte, verzichtete der Angeklagte als Proteſt gegen
die Klaſſenjuſtiz auf ein weiteres Verhör.

e

paniſ in iſe i Der Vicomte KatoDie japaniſche Kabinettskriſe iſt beendet. Der Vicomte Kahat en Poſten des Premierminiſters übernommen und ein neues

Kabinett gebildet,
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wie es heiße, auf ſeiten

Kevoluſſonäre Kämple in Albauien.

Londo Die Regierung auf ver Flucht.
„London, 11. Juni. (WTB.) „Morning Poſt“ zufolge ſinddie letzten Rachrichten, die über den Aufſtand von Albanien ein

getroffen ſind, ungünſtig für die Regierungstruppen, die hartbedrängt würden. Einem hier eingetroffenen Telegramm zufolge

habe die ſüdliche Nationalarmee nach einer zweitägigen Schlacht
die irregulären Regier er kr g. ganz Albanien ſtehe,

ufſtänAus Valona wird gemeldet, daß en den Aufſtändiſchen
in die Hände gefallen und die Regierung auf der Flucht ſei.

Die Urſachen des albaniſchen Aufſtandes.
Dem Genfer „Journal“ werden im Namen des außerordentlichen

Rates von Albanien durch den Erzbiſchof Fan Noli, der bei der
erſten Völkerbundsverſammlung Vorſitzender der albaniſchen Dele-
gation war, aus Valona Mitteilungen über die revolutionäre Be
wegung überſandt, worin u. a. ausgeführt wird: Die Kaſte der
reaktionären Beis habe die Nationalverſammlung be-
herrſcht und nach den unter dem Druck der Regierung geführten
Wahlen verſucht, dem verarmten, ausgehungerten Volke ein noch
ſchwerererees Joch aufzuerlegen, als das frühere war. Die Beis
hätten die Staatsgelder dazu benutzt, irreguläre Banden zu be-
waffnen und ſhſtematiſch Unruhen hervorzurufen, um eine Dik-
tat ur herbeizuffthren, die ihre Oberherrſchaft befeſtigt. In einer
Gegend, wo ſie ſhſtematiſch die Anarchie unterſtützt hätten, ſeien
die beiden Amerikaner ermordet worden. Die liberale und demo-
kratiſche Oppoſition in der konſtituierenden Verſammlung habe ſich
vergeblich gegen die Korruption der Regierung gewandt. Als Ant-
wort darauf hätten die Reaktionäre einen liberalen Abgeordneten
ermordet. Nunmehr habe ſich das Volk empört in der Ueberzeu-
gung, daß die Regierung die Ermordung der Amerikaner benutzen
würde, um das Volk unter ihre Diktatur zu bringen. Die Armee
habe den Gehorſam verweigert, habe mit dem Volke und den libe-
ralen Abgeordneten gemeinſame Sache gemacht und marſchiere
jetzt auf die Hauptſtadt. Der Zweck der Bewegung ſei, die irregu-
lären Kräfte zu entwaffnen, die Ordnung wieder herzuſtellen, die
verfaſſungsmäßige Freiheit zu ſichern, die Tyrannei der
Beis zu ſtür zen und die Mörder der Amerikaner zu beſtrafen

Die in dieſem Telegramm gekennzeichnete revolutionäre Er-
hebung behauptet, mit der Herrſchaft der feudalen Beis eufräumen
zu wollen. Jn Wirklichkeit haben die inneren Kämpfe zwiſchen den
verſchiedenen herrſchenden Familien ſeit der Gründung des alba-
niſchen Staates nicht aufgehört. Die Zukunft wird lehren, ab es
ſich bei dieſer Bewegung wirklich um eine Erhebung des albaniſchen
Volkes handelt oder um eine Epiſode mehr in den Hämpfen der
Feudalen un die Vorherrſchaſft im Lande.

Wirtſchaltspolitiſche

Wochenſchau.
Die nur langſam weichenden Teuernngsindices beweiſen die'

Hartnäckigkeit, mit der immer noch an der Preisüberſetzung feſt-
gehalten wird. Jn vielen Branchen beſchränkt man ſich auch
keineswegs auf die Verteidigung des Preisniveaus, ſondern wiceder-
holt den vor Wochen mißglückten Verſuch, ſich der Vorräte bei
erhöhten Preiſen zu entäußern, um auch „dieſe Wendung“ mit
Profit mitzumachen. Dabei wird auf die Möglichkeit ſpekuliert,
der Bevölferung auch weiterhin Preisüberſetzungen zumuten zu
können. Wie Kenner des Kleinhandels verſichern, hat dieſe
Methode leider inmmer noch mehr Erfolg, als man annehmen
ar da ſich der Widerſtand gegen die Zumutungen der Händler-
chaft bis jetzt nicht in erfreulichem Maße geltend macht. Dieſer
inkritiſche Sinn zeigt nur, daß unſer Volk auf rein wirtſchaft-chem Gebiete ebenſo unbelehrbar iſt, wie auf dem der Politik,

wenn man den Maßſtab an den Wahlausfall am 4. Mai legen
will. Hier ergibt ſich vor allem für die Gewerkſchaften eine Auf-
gabe, die dringend der Löſung harrt und auch vom lohnpolitiſchen
Standpunkt die größte Beachtung verdient. Die Jnflationszeit
hat gelehrt, daß ſich wirkliche Erfolge in Lohnbewegungen nur in
erhöhtem Reallohn äußern können. Größere Zahlen bedeuten
auch noch heute nichts, wenn ſich das Preisniveau den geſteigerten
Löhnen anſchließt oder ſie ſogar überholt. Der angeſtrebte Preis-
abbanu iſt aber nichts anderes als eine allgemeine Erhöhung des
Reallohnes, die zugleich den Vorteil hat, neue Arbeitsmögſich-
keiten zu ſchaffen, denn ohne genügende Preisnivellierung iſt ein
Konjunkturaufſchwung unmöglich, unmöglich auch eine liberalere
Kreditpolitik, unmöglich weiter private Kredite aus dem Aus-
land, das ſich hüten wird, ſein gutes Geld in einer Jnduſtrie-
flaue zu riskieren. Dieſe Zuſammenhänge ſollten ſich jene Kreiſe
flarmachen, die heute noch die Verteidigung für die Preisüber-
ſetzungen abgeben. Vor allem iſt aber nötig, daß die Widerſtände
gegen ſchleunigſfte Aenderung der Geſchäftsaufſicht,
die bekanntlich außerhalb des Reichswirtſchaftsminiſteriums
liegen. endlich gebrochen werden, um das Vertrauen innerhalb
der Wirtſchaft wiederherzuſtellen. Bei Fortfall der künſtlichen
Hemmungen der unvermeidlichen Konkurſe wird ſich auch ganz
ſchnell unter Fabrikanien und Händlern die Ueberzeugung durch-
ſetzen, daß die jetzt zu zahlenden Kricgskoſten in Geſtalt von
Zinſen, Koſten für die Lagerhaltung uſw. in Wirklichkeit viel
größer ſind als die eventuellen Verluſte bei Verkauf unter Ein-
ſtandspreis und daß der rein willkürliche Widerſtand gegen die
Preisnormaliſierung das denkbar ſchlechteſte Geſchäft iſt.

Eine beſondere Nummer in dem ſich eben vollziehenden Geſun-
dungsprozeß ſtellen unſere Banken dar Die größten von ihnen,
u. a. die Commerz- und Privat-, die Mitteldeutſche Kredit und
die Deutſche Bank haben im Laufe der verfloſſenen Woche ihre
Abſchlußzahlen für 1923 vorgelegt. Es handelt ſich um faſt nichts-
ſagende Papierbilanzen, die aber doch in mancher Hinſicht für
das Geſchäftsgebaren von Jntereſſe ſind. Das eigentliche Geſchäft
iſt allenthalben zurückgegangen; viele Geſchäftsſtellen wurden ab-
gebaut und mit ihnen in weiteſtem Umfange das Perſonal. Nicht
in gleicher Maße hat man die während der Jnflation angeſam-
melten und forgſam verſchleierten und verſchwiegenen Reſerven
angegriffen, die beträchtlich ſein müſſen. da z. B. die Jn-
flationsneunubanten ſamt anderen Gebäuden uſw. in einer
der Bilanzen einen Wert von ſage und ſchreibe 10 Villionen
Papiermark darſtellen. Die Rolle unſerer Banken im Kreditver-
kehr iſt. was beſondere Bedeutung gegenüber der angeſammelten
Reſerven verdient, faſt zu einem Nichts zuſammengeſchrumpft:
Kredite werden nur ſelten gewährt. und wenn es geſchieht, dann
zu derart hohen Zinſen, die nur als volks wirtſchaftliche Gefahren
bezeichnet werden können. Für unſere Wirtſchaftspolitik ergibt
ſich hier die Aufgabe, möglichſt ſchnell Ordnung zu ſchaffen. Ge-
rade auf dem Zinsgebiet haben ſich die Verhältniſſe bedroh-
lich zugeſpitzt. Man wird einer Erledigung dieſer Frage jetzt
nach Pfingſten nicht iehr aus dem Wege gehen können, da nur
billig mit billigem Gelde vroduziert werden kann. Darüber hin-
aus ſind hier alle Möglichkeiten zu unterſuchen, wie aus den
Devpoſiten und Sparkaſſengeldern heraus eine neue Kapitalskon-
zenkrierung bei Ausſchaltung der Privatbanken unter möglichſter
Verückſichtigung gemein wirtſchaftlicher Geſichtspunkte zu erreichen
iſt. Die Zeit iſt heute beſonders pſychologiſch angeſichts der
allgemeinen Empörung über die Zinsexzeſſe unſerer Banken
einem planmäßigen Aufbau in dieſer Beziehung ſelten günſtig.

Auf dem Arbeitsmarkte ſind die Auswirkungen der Leihgeld-
kriſe im großen und ganzen nicht in dem Maße eingetreten, wie
noch vor kurzem befürchtet wurde: allerdings mehren ſich die An-
kündigungen für Stillegungen und Arbeitszeitverkürzungen. Mit
welchen volkswirtſchaftlichen Begleitumftänden die augenblicklichen
Veränderungen in der Induſtrie verknüpft und dieſe zu werten
ſind, mag folgendes Beiſpiel beweiſen: Die Braun ſich w J
giſche ſtaatliche Saline hat die Preiſe in letzter Zeit

Mark. Die Preisherabſetzung der Saline ſetzte die übrigen
Salinen außer Wettbewerbsfähigkeit, da dieſe mit dem Selbſt
koſtenpreis von 250 Mark für 10 Tonnen zu rechnen haben. Da
die Steinſalzproduktion noch billiger iſt, iſt mit einer weiteren
Herabſetzung des Preiſes durch die Braunſchweigiſche Saline zu
rechnen, ſo daß die übrigen Salinen als nicht rentabel bezeichnet
werden können. Wie das Beiſpiel zeigt, ergibt die Kriſe ſicherlich
Gegenſätze zwiſchen Geſamtwirtſchaft und Einzelbetrieb, die vor
läufig in unangenehme Komplikationen ausgehen, ſchließlich
aber nur eine Beſſerung des Arbeitsmarktes garantieren. Ab-
geſehen von den Kriſenerſcheinungen hat der Arbeitsmarkt beſon-
ders im Rheinland und Weſtfalen Anregung durch die Erledigung
des Bergarbeiterkonfliktes erfahren. Die großen Werke, die aus
Mangel an Kohle während des Konfliktes ſtillgelegen hatten,
haben faſt durchweg nach den Feiertagen den Betrieb wiederauf-
genommen. Anſcheinend ſoll aber das Gebiet immer noch nicht
zur Ruhe kommen, da die Lage in der Metallinduſtrie der nord-
weſtlichen Gruppe eine erhebliche Verſchärfung erfahren hat.

Schlimmer können die Konſequenzen aus dem Ablauf der
Micumverträge ſein, der für Bergbaun und Eiſeninduſtrie Mitte
dieſes Monats in Ausſicht ſteht. Ueber eine Neuregelung der
Dinge haben dentſcherſeits in Berlin eine Reihe von Beſprechungen
ſtatigefunden, ohne daß ſich poſitive Ergebniſſe verzeichnen laſſen.
Die beſondere Notlage ber in Frage kommenden Jnduſtrien, be-
ſonders des Bergbaues, dem es in vielen Fällen ſchwerfallen
iſt, die nötigen Lohngelder zu beſchaffen, iſt ohne weiteres anzu
erkennen. Ein Ausweg kann aber nur durch die 800-Mil-
lionen Anleihe, die an die Annahme des Dawes-Gutachtens
geknüpft iſt, gefunden werden. Jm Jntereſſe einer reibungsloſen
Durchführung dieſer Löſung wird ſich jetzt wohl hinſichtlich der
Micumverträge empfehlen, ſelbſt Konzeſſionen einzugehen. die nur
für kürzere Zeit tragbar ſind, um die allen Rettung bringend-
Allgemeinlöſung nicht zu gefährden,

Juſtizminiſterium und Geſchäftsaufſicht.
Die vom Juſtizminiſterium ausgearbeitete Verordnung über

Aenderung der Geſchäftsaufſicht iſt, wie wir von zuſtändiger Stelle
erfahren, bereits dem Reichsrat zugegangen. Sie enthält hinſicht-
lich der erweiterten Rechte der Glänbiger folgende Hauptpunkte:

1. Aufhebung der Geſchäftsaufſicht, wenn die Majorität der
Gläubigerverſammlung dieſes beſchließt. Die Gläubigerver-
ſammlung iſt einzubernfen, auch wenn nur eine Minorität ſie
verlangt, vder wenn ſie von den Anufſichtsperſonen oder dem
Glänubigerrat beantragt wird.

2. Der Gläubigerverſammlung wird das Recht zugeſtanden,
Aufſichtsperſonen abzubernfen und eine andere Zuſammen-
ſetzung des Gläubigerrats herbeizuführen.

3. Ein Gläubigerrat muß auf jeden Fall beſtellt werden.
Handelskammer iſt zuznziehen.

1. Möglich iſt die Geſchäftsanfſicht nur dann. wenn Ausſicht auf
eine Wiederherſtellung der Zahlungsfähigkeit innerhalb einer
vorauszubeſtimmenden Friſt beſteht. Jm Falle der Genehmigung
iſt ſie unverzüglich im „Reichsanzeiger“ zu ver öffentlichen.

5. Die Aufſicht läuft automatiſch ab, wenn der Schnldner binnen
zwei Monaten feinen von der Gläubigermajorität akzeptierten
Zahlungsvorſchlag anbietet; ſie darf an und für ſich nicht länger
als vier Monate dauern und iſt gebührenpflichtig. Für beſtehende
Aufſichten muß der Zahlungsvorſchlag innerhalb eines Monats
nach Jnkrafttrekung der Verordnung erfolgen.

Die Regierung beſtimmt die Dauer der Verordnung und kann
einzelne Vorſchriften im invernehmen mit dem Reichsrat nach
Anhörung der wirtſchaftlichen Organiſationen außer Kraft
ſetzen.

Die
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Die Verordnung wird wohl kaum den Erwartungen der Kreiſe,
die es mit der Bereinigung der Wirtſchaft ernſt meinen, erfüllen.
Vor allen Dingen iſt ihre elaſtiſche Form zu rügen, die leicht zu

Die Mark in Neuyork.
Markbewertung in der Neuyorker Schluß- und Nachbörſe 23

Geld, 24 Brief. Dollarparität 4,18 Billionen.

Aus aller Welt.
Anſchlag auf einen ruſſiſchen Schnellzug.

Wie der „B. Z.“ aus Helſingfors gedrahtet wird, iſt der Expreß
zug Moskau Riga vergangene Nacht in de Luft geſpreng:-
worden. Die Lokomotive wurde weit von den Gleiſen geſchleudert.
Soldaten eilten von einer naheliegenden Garniſonſtadt herbei
und brachten erſte Hilfe. Der Unglücksort iſt mit einer Kette
ron Maſchinengewehren abgeſperrt worden. Es verlautet, daß
mehrere hohe politiſche Perſönlichkeiten unter den Verunglücdckten
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ſind. Die Kataſtrophe wird auf ein politiſches Attentat zurück
geführt. Reiterkolonnen und Militärautomobile durchſtreifen di
Gegend nach den Tätern.

Schwere Autounfälſe.
Magdeburg, 10. Juni. Geſtern fuhr bei Bad Harzburg

ein aus Hamburg ſtammendes Automobil gegen einen Stein und
überſchlug ſich. Zwei Damen wurden getötet. Ein ſchwerverletzter
Herr ſtarb auf dem Wege nach dem Krankenhaus. Der Führer
des Wagens und zwei weitere Jnſaſſen wurden ſchwer verletzt.

Wie die „Magdeburgiſche Zeitung“ berichtet, verunglückte in
der Nacht zum Sonntag in Groppendorf (Kreis Neuhaldens-
leben) ein Auto. Der Fahrer, der das einem Gutsbeſitzer ge
hörige Auto widerrechtlich z einer Fahrt mit vier Freunden
benutzt hatte und angetrunken war, verlor die Herrſchaft über
das Fahrzeug, das gegen einen Stein anfuhr und gegen ein
Mancr ſchlug. Der Führer und zwei Jnſaſſen waren auf der
Stelle tot, die beiden übrigen wurden ſchwer verletzt.

Homburg v. d. H., 10. Juni. Geſtern nachmittag verlor
auf der Strecke Homburg--Bad Nauheim der Direktor des Hom
burger Kurpark-Sanatoriums, Weber, in einer Kurve die Herr
ſchaft über ſein Auto, das mit voller Geſchwindigkeit gegen eine
Telegraphenſtange rannte. Weber und eine mitfahrende Dam
waren ſofort tot.

Kommuniſten und Stahlhelmer.
Prügeleien mit Gummiknüppeln.

Wie das „Hamburger Fremdenblatt“ meldet, kam es am
2. Pfingſttage abend in Wriſt zu einer Prügelei zwiſchen etwa
100 Kommuniſten, die ſich auf der Rückfahrt von dem Kommu-
niſtenkongreß in Kiel befanden, und Stahlhelmangehörigen. Die
Stahlhelmleute, die von den Kommuniſten mit Gummifknüppeln
geſchlagen wurden, flüchteten. Die Kommuniſten verhinderten
weiter, daß neue Reiſende in den Zug einſtiegen.

Liebesdrama. Wie die „Frankf. Zig.“ aus Butzbach meldet,
drang in dem Nachbarorte Gambach ein junger Mann namens
Philipp Rumpf in das Schlafzimmer ſeiner Geliebten, verletzte
dieſe und ihre Mutter durch Revolverſchüſſe ſchwer und erſchoß
ſich dann ſelbſt.

Die Tat einer Geiſteskranken. Nach einer Meldung aus BVres-
lan hat eine geiſteskranke Frau das von ihr und ihrem Stiefvater
bewohnte Haus mittels Petroleums angeſteckt. Der Dachſtuhl
und Teile des Erdgeſchoſſes ſind verbrannt. Die Frau hat Selbſt

weſentlich herabgeſetzt, und zwar für 10 Tonnen von 400 auf 160 mord begangen, indem ſie ſich in der Oder ertränkt hat.

einer Durchkreuzung der Politik der Reichsbank führen kann.
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der VSPD.,
Gewerk Geſelligen Sereinet

der ſozial hen Frauen Snt Be Halle- Merſeburg.
Sekretariat der VBSPD. Halle (Saale), Harz 424

nd 2 Treppen. f 1029.Drisburegau dafelbſ Fernruf 1029).

i 1 der VS im Vereinskalenderc. ehe Segen beſondere Ver
ein barung die aller anderen Vereine zum jeweiligen
Milim e zweiſpaltig abzüglich 500/0 Rabatt.
Oeffentliche anſtaltungen werden nur außerh.
r des Vereinskalenders bekanntgegeben.

Halleen te wen Mittwoch, den 11. Juni, nachm.
o Uhr, in den Redaktionsräumen: Sitzung.

Die Ortsébezirksverſammlungen finden am Frei
r.

att. er Ortsvorſtand.
en.

Jungſozigaiiſten. Heute abend keine Veranſtaltung.
SAJ. Donnerstag, den 12. Juni, abends 7 Uhr,

im Jugendheim, Weidenplan Wichtige Vorſtands
z Freitag findet eine außerordeniliche, wichtigegllererderſam lung ſtatt. Erſcheinen eines jeden
Mitgliedes iſt Pflicht. Werbt für unſeren Jugend und
SchwarzRot-Gold.

Kulturkartell Halle. Jeden Mittwoch im „Lüderitz
derg“, Reilſtraße: Sitzung

Verband der Gemeinde und Staatsarbeiter
u Halle a. S.). Mittwoch, den 11. Juni, abends

Uhr, im „Volkspark“: Außerordentliche Funktionar-
ſitung. Tagesordnung 1. Die Lohn und Gehaltsin der öffentlichen Organe (Referent: Kollege
S Berlin). 2. Gewerkſchaftliche Notwendigkeiten
(Feferent: Kollege Flücht, e Alle Funktionäre
müſſen erſcheinen. Mitgliedsbuch dient als Ausweis.

Beamtenabteilung des Verbandes der Gemeinde
und Staatsarbeiter. Donnerstag den 12. Juni, abends
s Uhr, im Reſtaurant „Weinberg“: Allgemeine Be
amtenverſammlung. Tagesordnung Die ickſals

e der deutſchen Beamtenſchaft (Referent: Kollege
icht, Halle). Die Beamtinnen und Beamten be

onders der Heilanſtalt Nietleben, werden hiermit ein
geladen. cheinen iſt Pflicht. Die Ortsverwaltung

Verein Dr. med. Schüßlers Biochemie. Frei
tag, den 13. Juni, abends 72/ Uhr, im Stadtgymnaſium:Schugang über Biochemie. Mitglieder frei.

Aus dem Bezirk
zu Frauengruppe. Mittwoch, den 11. Juni,Greppin. abends /29 Uhr, ber Fatzauer: Zuſammen

zunft. Reſerent zur Stelle. Vollzähliges Erſcheinen
wird erwartet.

j Donnerstag, den 12. Juni, abends s UhrVitterfeld. im „Deutſchen Haus“, Deſſauer Straße

Gründungsverſammlung für das, Reichsbanner Schwarz-
Rot-Gold'. Da die republikaniſchen Parteien ſowie
die Ardeiter, Angeſtellten und Beamten aller ſtädtiſchen
nud ſtaatlichen Behörden, wie Vehrer, Schupo uſw
chriftlich eingeladen ſind, erwarten wir, daß ebenfalls
alle Parteigenoſſen und Leſer des „Volksblatt“ erſcheinen.

Sonntag, den 15. Juni, abendsSangerhauſen J Uhr, im Ratskeller“: Mitglieder

ung Vortrag des Genoſſen Redakteur Schulz,
Halle über das Thema Die Aufgaben der Sozial
demokratie in der Zukunft. 2. Parteiangelegenheiten.

Jentralbibliothek Halle
Burgſtraße 27 (Volkspark).

Geöffnet Dienstag u. Donnerstag
abends 6 bis 8 Uhr. Bücherverzeichniſſe
zu haben in der Volksbuchhdl.. Harz 42144

i Oieenenrauter

Bänder, Zwirne, Sohnür-

Stadt Thoater.
Donnerstag adts. 7 Vnr:

Kolportage.
Die Fledermaus

Kochs
Künstler- Spiele

Bunte Bühne.
Jägergasse 1.

Abend 8 UVdrjeden

ihn
anraklons

Programm
Ermäß. FEintrittspr.

ren gültig
Kramers

Konzerthaus
Delitascher Straße

Am Riebeokplats.
Täglich abds. 7 Uhr

die
lugtlgen

Tegernveer.
Obderdayr. Stimmungskapeile

Eintritt frei

z Zahlungserleiecht.

s Sofas und

Bruno Paris
z 1 Min. vom Markt.

CIIIIVVXVIII;I

ne

desodäers

Chaiselongues
bett- (naielongue;

jetzt Brüäüderstr. 3

Lebenswftte

Ed. Sorg

in desten Quali-
täten, reich. Aus-
Wahl u. preiswert

bei 7738

Kolonialwaren
Hermannstraße 7.

der Kuväptfe, Fadet
Kämme, Wollgarne, Triko-
tagen, Taschentüeh., Kopf-
tüeher ſowie ſämtliche Kurvz-,
Posamenten- u. Wollwaren
in bekannter Auswahl und Güte
zu billigſten Tagespreiſen.

kreund Nüller, Halle u. S.

Voſtsdſaſt

Bilderbücher

Augenöschriftsn

Märchendücher

Drei F.Pie führende Parke
Für ein gutes

deutsches
er

Hallenser, trinkt Euer Frevherg-Bräu!

IIIICCCCCCCICE

Hambund am Um

HIT DER HAPAG
Von HAHBURG
NAcH NEW VOoRR

Im Thaliasanl
am I1., 12. u 13. Juni
nachm. 5 und 8 Uhr.

Zu den Nachmittagsvorführungen
haben Jugendliche Zutritt.

Karten zu 50 Pfg.
an der Kasse und im Vorverkauf
bei der Hamburg Amerika Linie

Georg Schultze, Bernburger Straße 32

und im Verkehrzbüro Roter Turm, Markt.

1 MK.,. 1,50 MKk. in dem
tollsten Film der Welt:

Ausgerechnet

Canz Berlin u. Leipzig

lacht brüllt
jauchzt und amüsiert sich

v 7886

Wolkenkratzer

VOIKSPARK
Eigenes Hieim der hehischen Arbefferscheft

Allen Gewerkschoften und Vereinen
bringen wir unsere gerösumigen
Soel- und Gerten-Lokeliäten zur
Fesfequng der Sommerfeste sowie
aller sonstigen Veremleltungen
m in empfehlende Erinnerung

Gufe Küche wie im Frieden
m Speisen und Getfrönke in reicher Auswahl a

Bad Wiftexk ind
Heute abend 8 Uhr:

Konzert
Pracht- Feuerwerk

Oes

Jhnen
Die WeinstubeamSteintor

neben Walhal! 3.

e

53

CURT GEYER

DRE
VERDERBER

DEUTSCHILANDS
EIN BEITRAG ZUR GESCHICHTE

Großhandlung 7879
Leipziger Str. 54, am Riebecplas

lichtdad Janita
Gr. Steinstr. 16
Telephon 6122 7716

De den ganzen Tag geöffnet I
Bäder für sämtl. Krankenkassen

in allen PreislagenGrudeöfen u. Ausſantutgen be

August Domke, Halle a. S.

kine preiswerte
kinkauksquelle

tür
Schoko laden
u. Süßwaren

teer Art, finden
Händler u. Wieder
verkäufer beim Fa-
brik Vertreter der
Pichler Fabrikate

ZT00 Z00
Donnerstag, 12. Juni, 4--37 Uhr nach-

mittags und 11 Uhr abends

des Wittekind-Orchesters

Kapellmeister Benno Plätz

7 Akte 7 AkteMorgen, Donnerstag,
nachmittags 4 Ubr:

Première
Jugendliche haben Zutritt

C. T. Rioheckpiatz
Leitung: 7882

c r7 r c r 7 7

J. H. V. DIETZ NR.
BERLIN

dEUrSCHIANDS UND dER
REPARATIONSFRACE

Von i9201924

in Ganzleinen 4, MK., brosch. 2,50 M.

2 v b e ziehen d urehz
Volkzhlatt- Buchhandlung Halle a S. nur Gr. rich 27.

Taubenstrasse 9 7721
Fabrik tür alle Blecharbeiten.

frauen

Max Scha rkrxtädt
Reuehäufer ſtr. 13/15

brikate am Lager)

in Sangerhauſen.

(Burkbraun Fa

Es gibt beim Ausbleiben der

monatlichen Regeli,
ein unschädlich sicher wirkendes
Mittel, um Sie von dieser Sorge zu
betreien. Schreiben Sie mir, einer
ertahrenen Frau, denn vur meine seit
viel. Jahren bewährten, genehmigten

e eDDDrſCC

e

können noch mehr
Kundſchaft bekom
men, wenn Sie
in dieſer Zeitun
inſerieren 11

m Totsicher
auch in bedenklichen, bereits hoff-
nun gslosen Faällen. 1000 de Dank-

schreiben bezeugen den Erfolg

in 1 bis 2 Stunden
Keine Berutfsstörung. Garantiert un-
schàädlich, sonst 3 taches Geld zurück.
Direkter Versand per Nachnahme.

Frau A. Liermann
Hamburg 6/C 2862

Schanzenstr. 68 7711

T ver PAm Schwarzen Brett:
Leichenwäſcherin geſucht, Bewerbunp

Otto Hänisch.
Turmſtraße 156.

W

d e

Wd Halle
W

W

W

Telephon 2719.

7

Das ARB C des Radioſports
zum praktiſchen Gebrauch für federmann.

Von Hanns Günther und Dr. Franz Fuchs.
Das Buch gibt einen Rundblick über das geſamte
Radioamateurweſen und ſeine Entwicklung in allen
Ländern der Welt, ferner eine Anleitung zur Auf
ſtellung und Handhabung von Amateurempfängern

der verſchiedenſten Bauart uſw.

Preis 6 Mark portofrei
Zu beziehen durch die

Volksblatt- Buchhandlung
(Saale), nur Grobe Ulrichstraße 27.

7

Der praktlsche Rudlo-Amateur
Amſſiche Hekanmmachungen

Bericht der Fletſchpreis-Notterungskommtſſion am ſtadt.
Schlacht und Viehhefe.

Bezahlt wurden am Dienstag, dem 10. Juni 1924-

G Für 50 Kg Fleiſchgewicht in Goldmart
attung i. höchſter P2 niedrigſter häufiger Gefrter

Preié Preie rei fleiſch

Ochſen 80 40 70 46 48Bullen e 72 60 68Kühe ind e 80 35 68ungrinder 60eä e o 88 60Saugkälber m 90 76 85S und.aſthammel 75 70 72Schafe 67 60 66Schweine einſchließl.

Mittel u. Geſchlinge 66 60 65

geſuche erbeten.
Magiſtrat Delitzſch.

i n 4

Preis 25 Pfg.

LACHEN LINKS
-eeeeemoemeeeeeenP. A. S W I T Z. B. D. P R R F P V B LZu beziehen durch die Volksblatt- Buchhandlung nur Große Ulrichstraße 27.
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halſe und Saalkreis.
Halle, den 11. Juni 1024.

Parteinachrichten.
Freitag Ortsbezirksverſammlungen.

Die fälligen Ortsbezirksverſammlungen finden diesmal nicht
am Donnerstag, ſondern wegen des Zuſammentreffens ver
ſchiedener Umſtände

am Freitag, dem 13. Juni 1924, abends 8 Uhr
z den bekannten Diſtriktslokalen ſtatt. Wir machen ausdrückliZu dieſe Verlegung aufmerkſam. Der Sriror ſtadt ch

Wiedereröffnung des Arbeiterſekretariats.
Der Ortsausſchuß Halle des ADGv. teilt mit:
Rechtshilfe und Rechtsauskunft zu erteilen iſt für die Arbeiter

ſchaft unbedingt notwendig. Dieſe Erkenntnis iſt bei den Ge
werkſchaften längſt erkannt worden. Man ſchuf zu dieſem Zweck
die Arbeiterſekretarigate. Auch Halle hat früher ein
ſolches beſeſſen; es konnte ſich eines ſehr guten Rufes erfreuen
und war als muſtergültig anerkannt. Männex wie Güldenberg,
Kleeis, Undeutſch und andere gaben ihr Beſtes her an Kennt-
niſſen und Erfahrungen. Jn der Nachkriegszeit war das anders
geworden. Die Propaganda für kommuniſtiſche Parteizwecke
wurde offenkundig in den Vordergrund geſtellt, alle anderen Auf-
gaben kamen erſt in zweiter Linie zur Geltung. Dieſe aus-
geſprochene politiſche Tätigkeit der Arbeiterſekretäre beeinträch-
tigte die Regelmäßigkeit der Rechtshilfe. Das Sekretariat wurde
zur Narrenfalle für die Beſucher. Ein Zettel „Geſchloſſen“
prangte ſehr häufig an der Eingangstür. Die Folge war, daß
das Vertrauen und der gute Ruf verloren gingen.

Der Vorſtand des neugebildeten Ortsausſchuſſes hat dies längſt
eingeſehen und eine Aenderung beſchloſſen. Es ſoll vom
12. Juni an wieder regelmäßig Auskunft erteilt werden, und
zwar vormittags von 11 bis 1 Uhr und nachmittags von 4 bis
6 Uhr. Sonnabend nachmittags und Sonntags bleibt das Sekre-
tariat geſchloſſen. Die Rechtsauskunftsſtelle des Ortsausſchuſſes
befindet ſich im Gewerkſchaftshaus, Zimmer 7, 1 Treppe.

Invaliden und Hauszinsſteuer.
Während die ohnehin kümmerlichen Sozialrenten durch Kür-

zung oder Wegfall der Zuſchläge abgehaut werden, iſt als neueel tſtung die Haus zins ſt e ucr auch den Sozialrentnern auf
ebürdet worden. Der Vorſtand des Zentralverbandes deutſcher
znvaliden und Witwen hat in einer Eingabe an das preußiſche

Finanzminiſterium Befreiung der Renten- und IUnterſtötzungs-
empfänger von der Houszinsſteuer beantragt. Darauf iſt folgende
Antwort eingelaufen:

Der Preußiſche Finanzminiſter
E. V. 2. 1506. Berlin C 2, den 30. April 1924.

Auf die Eingabe vom 18. April 1924.
Die Hauszinsſteuer wird in Form eines Zuſchlages zu der

nach den Vorſchriften des Geſetzes vom 14. Februar 1923 Geſesſemml. S. 29) und ſeiner San änderungen veranlagten vor

läufigen Stener vom Grundvermögen erhoben. Steuer-
ſchuldner für beide Steuern ſind die Grundeigen-
tümer, nicht die Mieter. Die Befreiung eines beſtimmten
Kreiſes der letzteren iſt, da ſie dem Staate gegenüber für die
Steuer nicht haften, nicht möglich, da ich aber die gegenwärtige
Notlage der Jhrem Bunde angehörenden Mitglieder im all
gemeinen anerkenne, gebe ich anheim, dahin zu wirken, daß
Jhre Mitglieder, ſofern ſie zur Erſtattung der auf ihre Woh-
nung entfallenden Hauszinsſteuer an den Hauseigentümer
durchaus nicht in der Lage ſind, den letzteren veranlaſſen,
Stundung des in Betracht kommenden Steuerbetrages bei
der Gemeindebehörde in Landgemeinden bei dem Vorſitzenden
des Grundſteuerausſchuſſes (Kataſteramt) unter Nachweis
der Zahlungsunfähigkeit des Mieters nachzuſuchen.

gez. von Richter.
Wer darum nicht in der Lage iſt, die Hauszinsſteuer zu

bezahlen, möge an ſeinen Hauswirt folgendes Schreiben richten:

Halle, den 1924.Straße Hausnummer.
Unter Berufung auf ein Schreiben des Herrn Preußiſchen

Finanzminiſters an den Zentralverband der Jnvaliden vom
18. April 1924 teile ich Jhnen mit, daß ich wegen Zahlungs
unfähigkeit nicht in der Lage bin, den auf mich entfallenden
Vnteil an der Hauszinsſteuer zu entrichten. t

(Unterſchrift).
Mit dieſem Schreiben muß der Hauswirt einen Antrag auf

Geſtundung der anteiligen Beträge ſtellen. Der Hauszinsſteuer
haftet das Merkmal der Roheit und Plumpheit in noch ſtärkerem
Maße an als mancher anderen Steuerart. Und daß das Geſetz
den Hauseigentümer mir nichts dir nichts zum Selbſtſchuldner
macht, während der Mieter der Steuerpflichtige iſt. mag zwar
ſchr bequem für die Steuerbehörde ſein, iſt aber außergewöhnlich
brutal. Jm vorliegenden Falle haben Hausbeſitzer und Mieter
ein gleich hohes Jntereſſe daran, Hand in Hand zu gehen, um eine
gründliche Reform dieſer Steuer, am beſten ihren Wegfall zu er
zwingen. Der Preußiſche Landtag muß es als ſeine Aufgabe
betrachten, alle die, welche das Exiſtenzminimum nicht erreichen,
grundſätzlich von der Steuer zu befreien. Das wird aber nur
möglich ſein, wenn alle, denen die Zahlung der Steuer unmöglich
iſt, in der oben angegebenen Weiſe vorgehen und von den Haus-
wirten unterſtützt werden. Mieter- und Hausbeſitzervereine haben
ein gleiches Intereſſe daran, gegen das Geſetz, namentlich in
ſeiner jetzigen Geſtalt, zu proteſtieren.

Zum „Klaſſenkampf“-Verbot.
Wir laſſen nachſtehend die Begründung des Verbots des

„Klaſſenkampf“ folgen: S„Der Klaſſenkampf“ wird auf 14 Tage verboten, weil in der
Nr. 77 vom 3. Juni 1924 ein Aufruf der KPD., Sektion der
3. Jnternationale, abgedruckt iſt, in dem geſagt iſt, daß „das Blut
der gemordeten Revolutionäre und der Geiſt der meuchlings er
ſchlagenen Führer in der Arbeiterſchaft lebendig ſei und daß alle
Proletarier ſich der großen Vorkämpfer würdig erweiſen ſollten
in der glühenden Leidenſchaft für den Sieg der Revolution und
der opferfreudigen Tat zum Sturze der Bourgeviſie und zur
Errichtung der proletariſchen Rätediktatur“. Daß durch dieſe
aufreizenden Wendungen Beſtrebungen auf eine gewaltſame, alſo
eſetzwidrige Aenderung der verfaſſungsmäßigen republikaniſcheni aisforn verfolgt werden, kann keinem Zweifel unterliegen.

Außerdem enthält der Aufruf, in dem von 15 000 revolutionären,
von den Weißen Mordbanden der Ebertrepublik erſchlagenen und
erſchoſſenen Arbeiter geſprochen wird, einen Verſtoß gegen 88
Ziffer 1 des Geſetzes zum Schutze der Republik vom 21. Juli 1922,
indem durch eine Beſchimpfung von Mitgliedern der republikani-
ſchen Regierung des Reiches die verfaſſungemäßig feſtgeſtellte
republikaniſche Staatsform des Reiches als ſolche herabgewürdigt
wird. Die Dauer des Verbotes mußke auf längere Zeit aus
geſprochen werden, da der „Klaſſenkampf“ in der letzten Zeit, be

3 4 er T V e t l
Zwentes Blatt.

ſonders während des Bergarbeiterſtreiks im Ruhrrevier, ſtark ver
hetzende und aufreizende Artikel, in denen die mitteldeutſche
Bergarbeiterſchaft ebenfalls zum Streik aufgefordert wurde, gebracht hat, die nahe die Grenze des Erlaubten ſtreiften Hinzu
kommt endlich, daß der „Klaſſenkampf“ während des Verbotes
der „Roten Fa
ziehern dieſer Blätter als Erſatz allgemein zugeſtellt worden iſt.

Wir bringen das Verbot vollſtändig, nicht weil wir von ſeiner
Richtigkeit überzeugt ſind; im Gegenteil hat die mitteldeutſche
Arbeiterſchaft gerade jetzt bewieſen, daß den törichten Parolen der
KPD. nicht das geringſte Gehör geſchenkt wird. Das ſogenannte
Verbot umgibt im Gegenteil den „Klaſſenkampf“ mit einem
Jl wbns von r 7 er Verhältnis zu ſeinem

ngel an ern er Bedeutung ſteht. Es iſt außerdem einSchlag ins Waſſer. ans
Sein Nutznießer.

Das bisher lediglich für den Familiengebrauch des Stammes
Kürbs hergerichtete Blättchen „Republik“ hat ſeit geſtern wieder
Farbe bekommen und fällt n der eines „Hoſpitanten“ der KPD.
würdigen Art über die VSPD. her. Es iſt bezeichnend für die
Heuchlerrolle ſeiner „geiſtigen“ Väter, auch dieſes Käsblättchen
in der würdigen Rolle des Leichenfledderers beſtaunen zu dürfen,
wie es ſich bläht und verſichert, nicht mehr unter Ausſchluß der
Oeffentlichkeit, ſondern „natörlich“ auch heute zugeſtellt zu werden.

Fremdenverkehr und Uebernachtungspreis in Halle.
Das Stkatiſtiſche Amt der Stadt Halle hat für Ende Mai 192

aus Gründen der Förderung des Fremdenverkehrs eine ſtatiſtiſche
Erhebung bei den halliſchen Gaſthäuſern vorgenommen. Es ſollten
ermittelt werden die Preiſe für eine Uebernachtung und für ein
Frühſtück, die Zahl der für hotelmäßige Uebernachtung
vorhandenen Zimmer urd Betten, ſowie die Badegelegenheiten, die
ſag Aulgüge und die Zimmer mit Telephon in dieſen Gaſt-

äuſern.
Die Erhebung hat 40 Gaſthäuſer erfaßt; hiervon waren Häuſer

erſten Ranges 5 mit 331 Zimmern und 4309 Betten (ſowie zwei
Salons), Häuſer zweiten Ranges 13 mit 216 Zimmern und 292
Dre Häuſer dritien Ranges 22 mit 145 Zimmern und 234

etten.
von ganzen boten dieſe 40 Gaſthäuſer alſo 692 Zimmer mit 956

eften.
Die Häuſer erſten Ranges ſind durchſchnittlich erheblich größer

als die anderen Hotels. Es hatten durchſchnitlich die Häuſer erſten
Ranges 66 Zimmer mit 86 Betten, die Häuſer zweiten Ranges 17
Zimmer mit 22 Betten, die Häuſer dritten Ranges 7 Zimmer mit
11 Betten. Bemerkenswert iſt der hohe Anteil einbettiger Zim-
mer in den guten Hotels; 71,0 Prozent aller Zimmer in den Häu-
ſern erſten Ranges gehören hierher und 65,8 Prozent in denen
zweiten Ranges, während die einfachere.r Häuſer nur 49,7 Prozent
einbettige Zimmer haben. Die beſſeren Hotels in Halle werden
offenbar mehr von Einzelfremden, die einfacheren von fremden
Familien aufgeſucht, was für die ſoziale Zuſammenſetzung desFremdenverkehrs in Halle kennzeichnend iſt. Der Geſchäftsreiſende

dominiert in den guten Häuſern von Familienluxus iſt in unſern
Hotels faſt nichts zu bemerken. Von den 331 Zimmern in Hotels
erſten Ranges heben 25 je ein. eigenes Badezimmer, 87 je ein
eigenes Telephon, 73 laufendes Waſſer im Zimmer. Außerdem
ſtehen in dieſen 5 Häuſern noch 17 Badewannen zur Benutzung,
und 4 von ihnen haben je einen Perſonenaufzug.

Von den 692 Fremdenzimmern in allen Gaſthäuſern ſind 448
ſolche mit je einem Bett; ſie koſteten für eine Nacht (ohne Früh-
ſtück, aber einſchl. arg Wohnſteuer) in den Häuſernerſten Ranges in 107 Fällen 450 is 4.90 e in 16 Fällen 5 bis
5,40 Mk., in 52 Fällen 5,50 bis 5,90 Mk., in den übrigen Fällen
vereinzelt 6,40, 6,90 und 7,40 Mk. Zimmer mit Bad 7,50, 8 und
10 Mk. Jn Häuſern zweiten Ranges 6 Fälle bis 1,90 Mk., 14 Fälle
bis 2,90 Mk., 62 Fälle bis 83,90 Mk., 29 Fälle bis 4,90 Mk. und
30 Fälle bis 5 Mk. Jn Häuſern dritten Ranges 4 Fälle unter
d M Fälle bis 1,90 Mk., 35 Fälle bis 2,90 Mk. und 18 Fälle

is 3
Aus dieſer Zuſammenſtellung iſt beſonders beachtenswert, daß

in den guten Hotels die bei ihnen niedrigſten Preiſe am häufigſten
ſind, während in den anderen Häuſern die bei ihnen höchſten
Preiſe verhältnismäßig oft gelten. Der Reiſende kommt in den
gen Häuſern faſt in der Hälfte aller Fälle (45,5 Prozent) zu
en niedrigſten Sätzen derſelben unter (mit 4,50 bis 4,80 Mk.

in den mittleren muß er etwa ebenſo oft einen mittleren Preis
von 3 bis 4 Mk. zahlen, in den einfachen Häuſern muß er unter
100 Fällen in etwa 75 die hier höchſten Preiſe von 2 bis 3 Mk.
anlegen.

Die zweibettigen Zimmer koſten üblicherweiſe das Doppelte des
einbettigen Zimmers.

Zu dieſen Uebernachlungspreiſen treten gegenwärtig für ein
volles erſtes Frühſtück meiſtens in den Häuſern erſten Ranges
120 bis 1,50 Mk., zweiten Ranges 1 Mk.. dritten Ranges 1 Mk.
Man kann danach gegenwärtig in den halliſchen Hotels für 3 bis
4 Mk. bei mittleren Anſprüchen und für etwa 6 Mk. bei höheren
Anſprüchen Zimmer mit Frühſtück für einen Tag bekommen,
Preiſe, die 30 bis 40 Prozent über denen der Vorkriegszeit ſtehen.

Wenn wir zum Schluß die Zahl der Fremdenbetten mit den
täglichen polizeilichen Meldungen der Fremden vergleichen, ſo er-
za ſich, daß bei durchſchnittlich zwei Uebernachtungen pro Frem-
er was ein wenig zu hoch gegriffen iſt von den 956 Hotel-

betten in Halle täglich nur etwa 600 belegt ſind, was eine Be-
legung von rund 63 Prozent ergibt, während vor dem Kriege
nur eine Belegung von 45 Prozent durchſchnittlich beſtand. Die
Umwandlung mehrerer Hotels in Geſchäftshäuſer hat danach den
hieſigen Hotels eine ſtärkere Belegung gebracht, die jetzt etwa der
in anderen mitteldeutſchen Großſtädten früher üblichen entſpricht.

Unerhörte Preistreiberei mit Zeitungspapier.
Jm Gegenſatz zu der Preisbewegung vieler anderer Groß-

handelswaren ſtehen die Druckpapierpreiſe im Zeichen anhaltender
Steigerung. Die Papierfabrikanten haben ſeit dem März, wo das
Kilo Zeitungspapier noch 25 Pf. koſtete (gegen 20 Pf. in der
Vorkriegszeit), dieſen Preis im Juni bis auf 8318 Pf., alſo um
mehr als ein Viertel geſteigert.

Eine derartige Preistreiberei muß nicht nur zum Schaden des
Zeitungsgewerbes ausarten, das erſt nach Aufhören der Jn-
flation in die Lage verſetzt wurde, die Anſprüche ihrer Leſer in
einigermaßen zureichender Weiſe zu befriedigen, es erwachſen
daraus auch Gefahren für die übrige Wirtſchaft. Jmmer ſtärker
und dringender wird das Warenangebot infolge der Knappheit an
Krediten, und in demſelben Maße ſind Kaufleute darauf ange
wieſen, die Zeitungen zum Jnſerieren zu benutzen, um ihre
Ware an den Käufer zu bringen. Die fortgeſetzte Steigerung der
Zeitungsdruckpapiere aber muß auf die Dauer zur Erhöhung derIJnſeratengebühren führen, die dann den Warenvertrieb im all
gemeinen belaſten und ſo die Abſatz- und Produktionskriſe ver-

ſchärfen. sDie durch das Reichswirtſchaftsminiſterium infolge ſeiner Un-
tätigkeit direkt unterſtützte Papierpreistreiberei kommt nur den-
jenigen Zeitungen zugute, die durch ihren Anſchluß an einen
kapitaliſtiſchen Konzern über eigene Druckpapierfabriken ver-
fügen. Es hieße die Zeitungen noch mehr den Jnter-
eſſen des Privatkapitals preisgeben, wenn manr der Preispolitik der Papierfabriken entgegenwirkt. Wir
fordern daher, daß die zuſtändigen amtlichen Organe ſich dieſer
Frage einmal annehmen und hier nicht wieder den Produ-
zentenwucher aufkommen zu laſſen, der in der Zeit der Jn-
flation an der Tagesordnung war.

hne“ und des „Volkswart“ in Pommern den Be

Das Rübenverziehen.
Eine Aeußerung von Dr. Nachmann, Fürſorgeärztin des

Saalkreiſes.
Auch vom ärztlichen Standpunkt kann die kritik- und wahlloſe

Ausübung des Rübenverziehens durch Schulkinder nur ſcharfe
Mißbilligung erfahren, zumal in der Jetztzeit, wo es ſich um eine
auf dem dürren Boden der Kriegs und Nachkriegsjahre ent-
ſproſſene bzw. aufgewachſene Generation entkräfteter Schulkinder
der unteren Schichten handelt, von denen viele nicht einmal der
an ſich nicht mühevollen Arbeit des Rübenverziehens gewachſen
ſind. Dieſe kraftloſen Kinder klagen vielfach über Rücken- und
Seitenſtiche, welche durch die genannte Tätigkeit hervorgerufen.
werden, und haben einen müden und angeſtrengten Geſichtsaus
druck; nicht felten ſind auch Erkältungen der Unterleibsorgane,
entſtanden durch Berührung mit dem naßkalten Erdboden bei un-
zureichender Bekleidung.

Wenn das Rübenverziehen in der Tat nur von Kinderhänden
ausgeführt werden kann, wie mir von fachkundiger Seite ver
ſichert wurde, ſo verwende man hierfür nur die kräftigſten und
älteſten Kinder und überlaſſe die Auswahl dieſer körperlich Tüch
tigen dem Schularzt. Allerdings läuft man bei dieſer Regelung,
welche die ſchiwachen Kinder ausſchließt, wiederum Gefahr, gerade
den wirtſchaftlich ſchlecht geſtellten Familien den Verdienſt zu ent
ziehen. Bot ſich mir doch kürzlich ein beſonders trübes Bild
dieſer Art: eine ſechsköpfige Familie, vom Ernährer verlaſſen,
Mutter krank und erwerbsunfähig, hat als einzige Stütze einen
erwachſenen Sohn, der, neuerdings an Lungentuberkuloſe er
krankt, ebenfalls erwerbsunfähig geworden iſt; bleibt nichts an
deres übrig, als die zwei kümmerlichen Schulkinder im Alter von
165 und 11 Jahren durch Rübenverziehen zum Unterhalte der
Armenunterſtützung beziehenden Familie beitragen zu laſſen,
trotzdem dieſe Kinder wegen ihres geſchwächten körperlichen Zu-
ſrandes und wegen der Anſteckunsgefahr ſeitens des älteren
Bruders nicht nur tuberkuloſegefährdet ſind, ſondern bereits den
Keim der tückiſchen Krankheit in ſich tragen. Aber ſie brauchen
das Geld ſo nötig zur Anſchaffung von Stiefeln, die ſie im letzten
harten Winter entbehren mußten! Oder: ein 12fjähriger, blaſſer
Stift, der durch ſeine Unterernährung und ſein unternormales
Wachstum den Eindruck eines bis 10 jährigen erweckt war zur e
Teilnahme an dem hochwertigen Quäkereſſen ausgeſucht worden,
bat aber nicht daran teilgenommen, weil er durch blinden Unver-
ſtand ſeiner Eltern zum Geldverdienſt mit Rühenverziehen ge
zwungen wurdel uff.

Man wende nicht ein, daß Kinder im eigenen häuslichen Be
riebe ſich oft größeren Anſtrengungen unterziehen müſſen, als
dies beim Rübenverziehen der Fall iſt. Leider iſt dem ſo, aber
nan ſoll doch nicht einen bereits beſtehenden Uebelſtand dadurch
ſanktionieren, daß man ihm einen zweiten folgen läßt, ſondern
man verbiete jede häusliche. die individuellen kindlichen Kräfte
üherſpannende, körperliche Arbeit zugunſten von Spiel- und
Sportübungen.

Wo aber gibt es nun einen alle Teile befriedigenden Ausweg
aus dem eireulus ritiosos des zur Diskuſſion ſtehenden Themas?
Man kann ſich vorſtellen. daß der Erfindungsgeiſt unſerer Zeit,
die es techniſch ſo herrlich weitgebracht, ſich auch mit der Löſung
dieſes Problems, d. h. mit der maſchinellen Beſeitigung der
Rüben befaſſen und eine Konſtruktion herſtellen wird, welche die
Arbeit zarten und kraftloſer Kinderhände überflüſſig macht und
dieſelbe ihren (erwerbsloſen) Vätern oder Müttern, welche die
Maſchinen bedienen, überläßt, wodurch ja auch Geld in die Fa-
milien kommen würde.

Bis zur vraktiſchen Beantwortung dieſer Frage dürfte jedoch
noch einige Zeit verſtreichen, und inzwiſchn ſcheint mir ein n
Vorſchlag nicht unerfüllbar, nämlich das ſoziale Gewiſſen c
der Schulkinder ſo weit zu ertüchtigen, daß kräftige Kinder dert
älteren Jahrgänge (vom Schularzt ausgeſucht) ihre Kraft, welche
ihnen gütiges Geſchick und wohlbeſtalltes Elternhaus auf den
Weg gegeben haben, freiwillig ein paar Wochen lang in den Dienſt
einer guten Sache ſtellen, dadurch, daß ſie wechſelweiſe die Arbeit
des Rübenverziechens verrichten und den Verdienſt (oder einen
Prozentſatz desſelben) für die Kräftigung ihrer körperlich und
wirtſchaftlich ſchwachen Schulkameraden zur Verfügung ſtellen;
letztere ſollen durch die beſſere Ernährung, durch Spiel und Sport
ſo geſtärkt werden, daß ſie in den nächſten Schuljahren zur Aus
übung der gleichen ſozialen Tätigkeit imſtande ſind.

Jch möchte dieſen Vorſchlag den maßgebenden Stellen Schule
und Elternhaus zu vedenken geben.

Schützt den Too!
Von der Verwaltung des Zoologiſchen Gartens wird uns ge

ſchrieben: Viererlei kam zuſammen und lockte ungefähr 30 000 Men
ſchen zu Pfingſten in den Zoo: Der reiche Tierbeſtand, die gute
Muſik, der herrliche Bergpark und das prachtvolle Wetter. Es iſt
alſo mindeſtens jeder ſechſte Hallenſer in den Zoologiſchen Garten
gepilgert! Das ſind ſehr erfreuliche Zahlen. Leider iſt aber über
die Diſziplinloſigkeit vieler Beſucher zu klagen. Raſenplätze und
Anpflanzungen werden keineswegs geſchont, man trampelt ge-
dankenlos alles nieder. Roſen und Jasmin, Höllunder und
Schwertlilien werden abgeriſſen und 100 Schritt weiter achtlos
beiſeite geworfen; die Tiere ſind nicht zum Anſchauen und Be-
trachten da, ſondern zum Aergern und Hänſeln. Greift einer der
Aufſichtsbeamten ein, ſo mufſz er ſich noch Grobheiten ſagen laſſen.
Früher, d. h. vor dem Kriege, paßte das Publikum auf ſich ſelbſt
auf, da fanden ſich immer viele, die ſchlechtes Benehmen hinderten
und rügten, heute ſind es leider nur noch vereinzelte Freunde des
Zoo und ſeiner Tiere, die ſelbſt mit helfend einzugreifen wagen.
Hoffentlich ändert ſich im Laufe der Zeiten auch dieſes, wie ſich ſo
mancherlei wieder gebeſſert hat. Donnerstag nachmittag und
abend finden zwei Konzerte des Wittekind-Orcheſters ſtatt.

Die Auswirkung des kommuniſtiſchen Armeebefehbls.
Die Bekanntgabe der neuen Jnſtruktion, die die Kommuniſtiſche

Partei an ihre Gemeindevertreter erlaſſen hat, veranlaßt den
preußiſchen Jnnenminiſter, ſeinen früheren Erlaß über die Grund-
ſätze bei der Beſtätigung der Wahl von Angehörigen der Kommu-
niſtiſchen Partei zu einem Staats oder Gemeindeamt abzuändern.
Jn dem neuen Erlaß heißt es:

„Die tatſächlichen Verhältniſſe haben ſich jetzt weſentlich ge
ändert. Nach den Organiſationsbeſchlüſſen der Kommuniſtiſchen
Partei vom Mai 1924 hat jedes Mitglied die Beſchlüſſe der Partei
als für ſich bin dend anzuerkennen. Die Jnſtruktion für die
kommuniſtiſchen Fraktionen beſtimmt ausdrücklich. daß die Frak
tionen in den Gemeindeverwaltungen und Gemeindevertretungen
der örtlichen Parteiorganiſation untergeord-net ſind und in allen Fragen, in denen es eine „geſetzmäßige
Entſcheidung“ dieſer Organiſation gibt, ſich ſtreng und genau an
dieſe Entſcheidung halten müſſen. Damit iſt eine derartige
Gebundenheit der Mitglieder der KPD. an die Jnſtruk-
tionen der Parteiorgane und der Kommuniſtiſchen Internationale
ausgeſprochen, wie ſie mit den Pflichten eines unmittelbaren oder
mittelbaren Staatsbeamten ſchlechterdings unverein-
bar iſt. Während es nach dem früheren Erlaß eines poſitiven
Anhalts dafür bedurfte, daß das einzelne Mitglied der KPD.
das Ziel ſeiner Partei durch poſitive Handlungen fördert oder zu
fördern verſucht, wird jetzt. die Vermutung dafür ſprechen müſſen
daß dies der Fall iſt, und es wird umgekehrt eines poſitiven
Anhalts dafür bedürfen, daß der Betreffende ſein Amt un ab-
hängig von Parteiinſtruktionen nach Recht und
Pflicht zu führen gewillt iſt.“

Der Miniſter des Jnnern weiſt daher in ſeinem neuen Erlaß,
die Kommunaglaufſichtsbehörden an, in Zukunft Kommuniſten als
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einen Kopierſtift und ein Taſchentuch bei ſi

mie nur dann zu wenn im fall eine j ſollen. Das geſchi Vorführung von Bildern über dienäße A z als rt erwieſen ſcheint. Die erſte Reiſe des der destiſche ei wird nicht verſäumen, dieſen neuen Erlaß Zweiſchraubentur rs „Albert in. Ham-c r g zu n g de 2 77 t e Reiſe, bietet c der die deutſchedarte „Rechtlosmachung“ dur e tör aſſerkante noch uchen konnte, mit ſeinem tigen
albernen Armeebefehle an ihre Parteimitglieder nur ſe tadtpanorama, mit ſeinem reſchbelebten en eine le deszuguſchreiben. Kein Staat kann dulden, daß die Freiheiten, die Jntereſſanten. Nach der Nusfahrt „Albert Ballins“ aus dem

er gewährt, in der Weiſe, wie die Kommumiſtiſche
lediglich zur Vorbereitung des Bürgerkriegs ausgenutzt werden.
Die Verwandlung der Kommuniſtiſchen Partei in eine ſinn und
zielloſe Putſchorganifation ſo t auch hier wieder den Einfluß
der Arbeiterbewegung und ſtärkt indirekt die Poſition des Bürger
n und der Reaktion.

Keine Wohnhauslotterien.
Zu der Nachricht über die Genehmigung einer Deutſchen Wohn

häuſer-Lotterie, die vor kurzem durch die Preſſe gegangen iſt,
wird dem Amtlichen Preußiſchen Preſſedienſt von zuſtändiger
Seite mitgeteilt:

Anträge auf Genehmigung von Lotterien zur Förderung des
Wohnungsbaues werden neuerdings den zuſtändigen Behörden ingroßer Saht vorgelegt. Die Durchführung ſolcher Lotteriepläne
ſtößt aber, wie eingehende Prüfungen ergeben haben, auf un-
überwindliche Schwierigkeiten. Die Veranſtaltung
von Lotterien eignet ſich bei der eng begrenzten Aufnahmefähig-
leit des Loſemarktes nur für die Finanzierung beſtimmter Ein-
gelzwecke. S iſt es unmöglich, auf dem Lotteriewege ſo
umfangreiche z aufzubringen, wie ſie für eine wirkſame

örderung des Wohnungsbaues h ſind. Anträge auf
igung von Wohnungsbaulotterien haben deshalb keine

Rus ſicht auf Berückſichtigung.

Die Reichsbeamten ſollen endlich die Reichsfarben tragen.
Der „Vorwärts“ meldet: Die Reichseiſenbahnverwaltung hat an

daß ihre ſämtlichen Beamten bis zum 22. Juni im Be-
ſitz der neuen ſchwarzrotgoldenen Kokarde ſein müſſen. Die
anderen Behörden, deren Beamte Uniform tragen (Steuer und
Poſt), werden demnächſt ebenfalls Beſtimmungen zum Tragen der
neuen Kokarde erlaſſen.

Das geſtrige „Volkspark“ Konzert kann ohne jede Einſchränkung
als wohlgelungen und voller Genuß für alle Beteiligten bezeichnet
werden. Das Orcheſter brachte unter Leitung von Benno Plätz
Muſtergültiges, ebenſo der Arbeiterſängerchor, der vereinzelt
ſchwierige re meiſterhaft brachte. Hunderte von Lampions
verbreiteten buntes Licht über den bis zum letzten Platz gefüllten
großen „Volkspark“Garten, ſo daß tatſächlich die Beteiligten zu
der durch die Ungunſt der Witterung am vergangenen Freitag
geſtörten italieniſchen Nacht“ gekommen ſind. Die „Volkspark“-
Konzerte ſind eine wirkliche Erholung und Erbauung für alle
Beteiligten und unterſcheiden ſich wohltuend von dem in manchen
ſogenannten Konzertgärten ſich breitmachenden abſtoßenden

r Der Beſuch der Konzerte kann daher mit beſtem
ewiſſen unſeren Leſern nahegelegt werden.

Gebührenermäßigung für Grundbuchbeſcheinigungen. Wie
der Amtliche Preußiſche Preſſedienſt mitteilt, iſt der Juſtizminiſter
ermächtigt worden, die Gerichtsgebühren für Beſcheinigungen des
Grundbuchrichters über den Jnhalt des Grundbuchs, ſoweit dieſe
Beſcheinigungen ausſchließlich für Anträge auf Herabſetzung
der Hauszinsſteuer gebraucht werden. auf 3 Goldmark für
jede Beſcheinigung zu ermäßigen und dieſe Befugnis auf die nach
eordneten Juſtizbehörden zu übertragen. Auf Grund dieſes

Staatsminiſterialerlaſſes hat der preußiſche Juſtizminiſter die
Ermächtigung zur Ermäßigung der in dem Erlaß bezeichneten
Gerichtsgebühren auf die Landgerichtspräſidenten übertragen.

Wer iſt der Tote? Noch nicht ermittelt iſt die Leiche des am
23. April 1924 bei Morl aus der Saale gezogenen unbekannten
Mannes. Beſchreibung: etwa 25-30 Jahre alk, dunkelblond, auf
der Naſe der Eindruck einer Brille. Bekleidung: Graugrüner
Sommerüberzieher, blauer Anzug, graue Strümpfe ſchwarze
Schnürſchuhe, Helbſtbinder, blauweißgeſtreiftes Oberhemd und

„Kragen. Der Tote Kamm,hatte ein Etui mit Spiegelch. S. einer früheren

Zeitungsnotiz war 3Feha, aß der Tote an der rechten Schläfe
und an der rechten Backe Menſurſchnitte habe.
der Gerichtsärzte handelt es ſich jedoch nicht um Menſurſchnitte,
ſondern um andere Wunden. Die Sachen liegen im Polizei
vräſidinm, Zimmer 70, zur Anſicht aus. Mitteilungen über die
Perſönlichkeit des Toten nimmt die Kriminalpolizei, Zimmer 70 und

e Scredenntizue. Am D de Ede Ludlle. m Dienstagmittag wurde e Ludwig
Wucherer- und Leſſingſtraße eine Frau von einem Radfahrer ange
fahren und zu Boden geworfen. Hierbei erlitt die Frau eine leichte
Verletzung am linken Arm. Nachmittags ſtießen an der Alten
Promenade in der Großen Steinſtraße ein Laſtkraftwagen und ein
Straßenbahnwagen zuſammen. Sachſchaden entſtand nicht, auch
wurden Perſonen nicht verletzt.

Verhinderter Selbſtmord. Am Dienstagnachmittag verſuchte
ſich ein 55 jähriger Apotheker aus Neuragoczy in ſelbſtmörderiſcher
Abſicht am Saaleufer in die Saale zu ſtürzen. Er wurde hieran
von einem Polizeibeamten gehindert und da er angab, verſucht zu
haben, ſeine Frau und fein 11 jähriges Kind zu vergiften, in Polizei
gewahrſam genommen.

Filmvorträge über die Entwicklung des deutſchen Schiffs-
baues. Die HamburgAmerikaLinie zeigt in dieſen Tagen im
Thaliatheater einen recht intereſſanten Film, durch den uns

rtei das tut, en der Hamburg-Amerika-Linie geht die Reiſe an den ſchönen
Ufern der Unterelbe vorbei nach Cuxhaven, wo, nachdem die letzten
Paſſagiere an Bord genommen ſind, die eigentliche Seereiſe be

ginnt. Dann wird Helgoland paſſiert, auf hoher See begegnet
das Schiff einem großen, ehemalig deutſchen Dampfer, Sou-
thampton wird angelaufen und nach kurzer Zeit die Reiſe fort-
geſetzt. Eine ausgezeichnete Stimmung herrſcht an Bord be
ſonders unter den die erſte und zweite Kajüte benützenden Paſſa-

gieren, die ſich allem nur erdenklichen Luxus hingeben können.
uſik und Tanz, Spiel und Sport wechſeln mit Künſtlerabenden,

Kinderfeſten und Filmvorſtellungen. Faſt unerwartet grüßt die
Freiheitsſtatue und die gigantiſchen Wolkenkratzer der Neuen
Welt, und „Albert Ballin“ fährt in den Neuhyorker Hafen ein.
Der erſte Eindruck der Rieſenſtadt iſt überwältigend. Die
himmelan ſtrebenden Gebände, der Maſſenverkehr von Straßen-
bahnen und Aulos, zwiſchen denen eine buntſcheckige Menſchen
menge aller Raſſen durcheinanderwimmelt, wirken faſt betäubend.
Beſonders intereſſant ſind die originellen Bilder Neuyorks bei
Nacht, die kreiſenden, aufflammenden, verlöſchenden und wieder
aufleuchtenden Lichtrekkamen und der von einem Lichkmeer durch-
flutete Vergnügungspark von Cony-Jsland. Jntereſſant, wenn
auch nicht immer frei von nalionaliſtiſcher Stimmungsmache, ſind
die die Bilder erläuternden Begleitworte eines Vertreters der
Auswanderungsabteilung der Hapag.

Walhalla-Operetten- Theater. „Madame Pompadour“, der
Rieſenerfolg der Operettenſpielzeit, geht mit Hans Süßenguth
als Gaſt auch heute und morgen in Szene. Am Freitag, dem
13. Juni, iſt unwiderruflich die letzte Aufführung der Leo Fall
ſchen Meiſteroperette. Am Sonnabend, dem 14. Juni, beginnt
„Das Radio-Mädel“ von dem Verfaſſer der hier ſo erfolgveich
gegebenen Operette „Die kleine Sünderin“ ſeinen erfolgreichen
Siegeszug in Halle. Die luſtigſte aller modernen Opercetten er
zielke allein in Berlin über 150 ausverkaufte Hänſer.

Kommunale Rundſchau.
Aufhebung des Beſoldungsſperrgeſetzes.

Seit der Durchführung der 3. Steuernotverordnung ſind die
früher gezahlten Beamtenbeſoldungsſteuerzuſchüſſe des Reiches
an die Länder und Gemeinden fortgefallen, die man nicht mit
Unrecht als eine Beteiligung an der Jnflationsquelle bezeichnet hat.
Länder und Gemeinden ſind jetzt wieder auf ganz beſtimmte
Stenereinnahmen angewieſen, mit denen ſie auskommen und
ihren Haushalt balancieren müſſen. Wenn auch bei Durchführung
des Sachverſtändigengutachtens ein neuer Finanzausgleich
kommen wird, ſo iſt doch eine Rückkehr zu dem Syſtem der Zu-
ſchüſſe vollſtändig ausgeſchloſſen. Die Gemeinden werden die
volle Verantwortung für ihre Ausgaben in Zukunft ſelbſt zu
tragen haben. Damit entfällt auch der wichtigſte Grund für die
Berechtigung des jetzt beſtehenden Beſoldungsſperrgeſetzes, das die
Gemeinden hindert, ſowohl bei der Bezahlung der Beamten-
gehälter wie bei der Eingruppierung von den Vorſchriften der
Reichsbeamtenbeſoldung abzuweichen.

Die jetzt vom Reich beſchloſſene Beamtenbeſoldung mit ihrer
angeheuren Erhöhung der Gehälter für die oberen Beamten-
ſtufen und der ſkandalöſen Behandlung der unteren Gruppen
führt bereits jetzt zu einer faktiſchen Durchbrechung des überholten
Beſoldungsſperrgeſetzes. Eine Reihe von Ländern ſind entſchloſſen,
trotz des Widerſpruchs des Reichsfinanz miniſteriums den unteren
Beamten Zulagen zu bewilligen. Dieſe Bewegung wird auch auf
die Gemeinden, mindeſtens auf die Großſtädte übergreifen. Vom
Standpunkt der Sozialdemokratie aus wird man ſich dem nicht
widerſetzen können. Wir haben ein Intereſſe an der grundſätz-lichen Aufrechterhaltung der Finanghoheit des Reiches unter einer

klaren Abgrenzung der Steuerquellen für Reich, Staat und Ge-
meinde. Jnnerhalb dieſer Abgrenzung muß es aber den Gemein-
den möglich ſein, wenn ſie dazu in der Lage ſind, Verbeſſerungen
für ihre Beamten, namentlich für die unteren Gruppen ſowohl
in der Bezahlung, wie in der Eingruppierung durchzuſetzen. Nach
der Durchführung des Finanzausgleiches iſt das Beſtehen des
Sperrgeſetzes ſinnlos geworden und muß fallen.

Erſatz der Reichstagswahlkoſten an die Gemeinden.
Zur Ermittlung des Durchſchnittsſatzes der Wahlkoſten in den

Gemeinden hat der preußiſche Miniſter des Jnnern eine Ver-
fügung erlaſſen, nach der die Gemeinden zur Ermitklung und Aus-
zahlung des Durchſchnittsſatzes der zu erſtattenden Wahlkoſten
unter Zugrundelegung der Anzahl der Wahlberechtigten in zehn
Gruppen eingeteilt werden. Sodann ſoll ein Einheitsdurch-
ſchnittsſatz für jede Gruppe ermittelt werden, der, mit der wirk
lichen Zahl der Stimmbercchtigten jede Gruppe vervielfältigt, die
Summe ergibt, die an die einzelne Gemeinde zu zahlen iſt. Die
Regelung gilt jedoch nur für Gemeinden, die am 4. Mai nur zum
Reichstag gewählt haben. (Alſo nicht für Berlin.) Allen andern
Gemeinden, in denen mit der Reichstagswahl die Wahlen zu den
Gemeindevertretungen verbunden waren, wird nach S 42 Abſ. 2 des
Reichswahlgeſetzes nur ein der Zahl der verbundenen Wahl ent
ſprechender Bruchteil des Einheitsſatzes, alſo die Hälfte bzw. ein

Binnenländern die Schönheiten einer Seereiſe vermittelt werden Drittel vergütet.

Aus der Provinz.
Soxialpolitiſche Bilanx.

Der Abbau des Arbeiterinnen- und Jugendlichenſchutzes.
Jn ſeiner im Volksvereinsverlag MünchenGladbach erſchienenBroſchüre über Wirtſchaftstriſis und Sogialponitit r nun

beinahe vier r as ſozialpolitiſche Reſſort des Deutſchen
Reiches leitende Reichsarbeitsminiſter Dr. Brauns eine ſozial-
politiſche Bilanz dieſer Zeit. Nach ſeiner Meinung iſt der ge
ſamte Acrbeiterſchutz unvermindert verblieben.
i Bilanz des Miniſters am Schluſſe der Broſchüre ergibt fol-
gendes:

Zu ſozialem Peſſimismus iſt kein Anlaßl Von einem Abdau
der Sozialpolitik kann nicht die Rede ſein! Auch heute ſteht es
noch um die deutſche Sozialpolitik beſſer als in der Vorkriegszeit!

Es ſoll zur Ehre des Reichsarbeitsminiſters angenommen wer-
den, daß er glaubt, was er ſchreibt, und daß er ſich der Wir-
kungen der Arbeitszeitverordnung vom 2l. ember
1923 (RGBl. I S. 12149) weder bei der Ausarbeitung der Verord-
nung in ſeinem Miniſterium, noch bei dem Schreiben ſeiner
Broſchüre bewußt war. Bekanntlich hat überall die ſozialpolitiſe
Geſetzgebung mit Schutzgeſetzen für Kinder, jugendliche
weibliche Arbeiter begonnen, deren Schutz bevölkerungs-
politiſche Gründe gebieteriſch erforderten. Wie ſieht es aber zur-
zeit auf dieſem Gebiete der Sozialpolitik gegenüber der Vorkriegz-
zeit aus?

Die 88 136 und 137 der Reichsgewerbeordnungen verbieten eine
Beſchäftigung von jugendlichen Arbeitern und Arbeiterinnen in
der Nachtzeit von 8 Uhr abends bis 6 Uhr morgens. Ausnahmen
von dieſen Vorſchriften konnten nur auf Grund des S 1384 für
Arbeiterinnen über 16 Jahre zur Vornahme von Ueberarhbeit bis
9 Uhr abends, im übrigen ſür jugendliche und weibliche Arbeiter
nur auf Grund der 88 139 und 1394 bei Unterbrechungen der
Werke durch Naturereigniſſe oder Unglücksfälle und für einzelne
Jnduſtrien (z. B. Verarbeitung leicht verderblicher Waren wie
Obſt und Gemüſekonſerven, ferner zur Ausbildung jugendlicher
Arbeiter in Walz- und Hammerwerken) zugelaſſen werden. Es
war ſchlimm genug für unſere jugendlichen und weiblichen Ar-
beiter, daß während der Kriegszeit die vorſtehend ge-
nannten Schutzbeſtimmungen der Reichsgewerbeordnung außer
Kraft geſetzt wurden, um die Durchführung des Schichtenbetricbes
zu ermöglichen. Auch die Demobilmachungsverordnung vom
23. November 1918/17. Dezember 1918 hat dem Bedürfnis, Frauen
unter Umſtänden in zwei Schichten arbeiten zu laſſen, Rechnung
getragen und durch Ziffer V die Beſchäftigung von Arbeiterinnen
über 16 Jahre in zwei- oder mehrſchichtigen Betrieben bis 10 Ubr
abends zugelaſſen, unter der Bedingung, daß ihnen nach Be-
uns der Arbeitszeit eine mindeſtens 16ſtündige ununter-
brochene Ruhepauſe und in jeder Schicht Pauſen von zuſammen
mindeſtens halbſtündiger- Dauer gewährt werden, die auf die
Dauer der achtſtündigen Arbeitszeit anzurechnen ſind. Nach
Ziffer VII Abſ. 8 der genannten Verordnung waren die Demobil-
machungskommiſſare befugt, weitergehende Ausnahmen von den
Beſchäftigungsbeſchränkungen und weiblicher Arbeiter
im öffentlichen Jntereſſe zuzulaſſen. Sie und die von ihnen er
mächtigten Gewerbeaufſichtsbeamten haben dies auch reichlich ge
tan. r achtſtündige Arbeitstag brachte es aber mit ſich, daß
die Schichten in der Regel zwiſchen 6 Uhr morgens und 11 Uhr
abends lagen. Das Ende der zweiten Schicht um 11 Uhr abends
wurde meiſtens im Hinblick auf die durch dieſen Arbeitsſchluß
möglichen Schädigungen der jugendlichen und weiblichen Arbeiter
für unerwünſcht gehalten. Jm Reichsarbeitsblatt Nr. 11 nicht
amtlicher Teil S. 424 des Jahrgangs 1921 hat RegierungsratElſe Lüders einen Auffatz über das Zweiſchichten-
ſyſtem für jugendliche und weibliche Arbeiter ver-öffentlicht, der ſich mit einer engliſchen Denkſchrift über dieſe
Betriebsformen beſchäftigt. Es werden daxin die günſtigen eng-
liſchen ä dieſes Syſtems hervorgehoben, der Sonn-abend Nachmittag bleibt frei, wodurch die wirkifche Arbeitszeit der
Woche oft nur 8371 bis 45 Stunden beträgt (6 bis 2, 2 bis 10 Uhr
mit je einer ehe Pauſe in jeder Schicht). Elſe Lüders
erwähnt, daß die Stücklöhne wie die Zeitlöhne ſo erhöht worden
ſeien, daß dem Schichtenarbeiter kein Schaden aus der Arbeits-
sei er ur gung erwächſt.

Jn Deutſchland werden heute auf Grund des F 14 der Arbeits
zeilverordnung vom 21. Dezember 1923 Ausnahmen zur Be-
ſchäftigung von Arbeiterinnen in zwei Schichten erteilt, deren
guille Schicht um 21, 2, 174 Uhr nachts endet. Jugendliche Ar-
eiter werden mit behördlicher Genehmigung in zwei Schichten

beſchäftigt, deren erſte Schicht um 5 Uhr morgens beginnt und
deren zweite Schicht um 12 Uhr nachts endet. Jede Schiche
dauert neun Stunden, und während der neun Stunden
erhalten die jugendlichen und weiblichen Arbeiter meiſtens nur
Pauſen von insgeſamt ſtündiger Dauer. Dieſe Schichtenarbeit
bewilligt die Behörde, damit die tariflich oder behördlich zugelaſſene
51- oder 54ſtündige Wochenarbeitszeit auch von den jugendlichen
und weiblichen Arbeitern wahrgenommen werden kann. Beſonders
die Tertilinduſtrie, welche hauptſächlich weibliche Arbeiter be
ſchäftigt, arbeitet mit und vielleicht auch teilweiſe ohne behördliche
Genehmigung mit ſolchen Schichten. Es genügt ihr nicht, daß ſie
durch zwei je achtſtündige Schichten zwiſchen 6 Uhr morgens und
10 Uhr höchſtens 11 Uhr abends ihre Betriebseinrichtungen
16 Stunden ausnutzen und dadurch ihre allgemeinen Koſten herab-
ſetzen kann, wie es in der Vorkriegszeit niemals möglich war.
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„Le Compagnon“
(Der Gefährte.)

2 Von Victor Margueritte.Obwohl der Notar von ibrem Vermögen von dreißigtauſend
Franks monatlich für ſie bezahlte, nährte man ſie mit Abfällen
und beide, Paula mit ſiebzehn, ſie ſelbſt mit dreizehn Jahren,
waren mager wie aus dem Neſte gefallene junge Vögelchen.

„Du haſt dich gut herausgemacht, Kleine, ſeit der Zeit wo du
unglücklich über deine Gruben ober dem Schlitſſelbein warſt!“

„Jetzt iſt alles gut ausgefüllt.“
„Eine vollkommene junge Frau“, konſtatierte Fräulein Hardy

bewundernd.
Annika ſah auf, ließ ſie aus den Armen und zog den Mantel

wieder feſter um ſich. Dann bemerkte ſie:
„Aber natürlich. Merette! Seit geſtern bin ich vierundzwanzig!

Und in einem Jahre bin ich ſchon ein altes Mädchen Trotz
dem muß ich mich jetzt aber endlich ankleiden!“

Sie trat an den provencaliſchen Kaſten, deſſen leuchtende
Patina ſie liebte. Sorgfältig geordnet wurden ihre Kleider und
ihre Wäſche ſichtbar.

Jn ihrem geſunden Körper, den tägliche Turnübungen ſchlank
hielten, wohnte eine geſunde Scele. Schön wie ſie war, hatte ſie ſich
ihrer Nacktheit niemals geſchämt. Fräulein Hardys Erziehung in
Hvelincs war von dem Grundſatze der abſoluten Reinlichkeit als
der erſten Verpflichtung gegen ſich ſelbſt ausgegangen und hatte
die vollkommene Kenntnis aller natürlichen Funktionen zur
Vorausſetzung. Während in dem benachbarten Kloſterpenſiongt

der Verkündigung wo ihre Schweſter drei Jahre verbracht
hatte, die Schülerinnen, verwirrt durch Heuchelei, der Wurzel
aller Laſter, im Schmutze zu erſticken drohten, hatte ſich Annika in
aller Unſchuld wie eine Blume in Gottes freier Natur entwickelt.

Ohne falſche Scham zog ſie mit einer raſchen und graziöſen,
völlig dezent bleibenden Bewegung ihr Hemd an:

„Entſchuldigen Sie, Liebſtel Jch habe wirklich keine ſpaniſche
Wand zur Verfügung, cber ich empfange hier auch außer meinen
Klienten niemals femand.“

Lichelnd drohte Fräulein Hardhy mit dem Finger:
„Du wirſt mir doch nicht einreden wollen daß ſich in deine
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Schönheit, von der ich mich eben überzeugt habe, noch keiner ver-
liebt haben ſollte

„Ach, an Verliebten fehlt es nicht! Aber wenn es irgend etwas
Ernſtes gäbe, Merette, wüßten Sie es längſt. Jn meinen Briefen
habe ich Jhnen nichts aus meinen Leben verborgen.“

„Wenn du auch, wie alle deine Altersgenoſſinnen, deine jung-
geſellenhafte Ungebundenheit noch ſo betonſt du biſt doch noch
in dem Alter, von dem das Sonett des Dichters Arvers ſagt:
Mein Herz hat ſein Geheimnis, meine Secle

„Kein Geheimnis, nichts Myſteriöſes Oder wenigſtens
nichts, das ſchon ſo greifbar wäre, daß man davon ſprechen könnte.
Kaum noch ein Gedanke

Sie hielt inne und dachte nach: „Nein, das iſt nicht wahr, ich be
ſchäftige mich in Gedanken immer mehr und mehr damit
und vor der ſtummen Frage überlicß ſie ſich, und diesmal laut,
ſüßen Tränmereien:

„Wirklich nichts, nichts Beſtimmtes
Natürlich hatten ihr viele Männer den Hof gemacht. Aber nur

zwei gefielen ihr gerade weil ſie ſich ihr gegenüber immer zurück
haltend benommen hatten. Amedee Jacquemin, der ſozialiſtiſche
Abgeordnete, ein heiterer und guter Kamerad, den ſie von Herzen
ſchätzte Und vor allem Pierre Lebeau, in deſſen Charakter
zwar häufig etwas ihren Widerſpruch reizte, von dem ſie ſich aber,
durch einen jener in der Natur begründeten Gegenſätze, körperlich
um ſo mehr angezogen fühlte.

Aber Amedee Jacquemin war frei und Pierre Lebeau hatte ein
ſchon lange beſtehendes Verhältnis Ein Verhältnis das
wenigſtens hatte er es ihr erſt kürzlich verſichert im Ausein-
andergehen war. Sonſt hätte ſie, in ihrer ſtrengen Auffaſſung der
Geſchlechtsmoral, in ihrem Streben nach Geradheit und beider-
ſeitiger Gleichberechtigung, die Möglichkeit ihn zu lieben niemals
ins Auge gefaßt. Trotzdem lag in ihrer Weſensart keine Spur
einer Berechnung und noch weniger der leiſeſte auf eine Ehe ge
richtete Hintergedanke.

Annika hatte viel zu viele unglückliche Ehen geſehen, deren Kette
die Beteiligten trotz gegenſeitigen ſſes oder reſignierter Er
gebenheit unlösbar aneinander geſchmiedet hielt Sie war
aus prinzipiellen Gründen entſchloſſen auf ihre Freiheit und auf
die Rechte nicht zu verzichten, die das Geſetz der Frau und Mutter,
ſo lange ſie nicht verheiratet iſt, zubilligt, Freiheiten, die bis
auf die politiſchen Rechte denen der Männer beinahe gleich

kamen; und auch dieſe hoffte ſie übrigens auch eines Tages noch
zu erlangen. So blieb ihr wenigſtens die freie Verfügung über
ihre Perſon und über ihre Kinder
„Jch ſchwanke zwiſchen zwei Möglichkeiten, die beide ihre An-

ziehungskraft haben. Aber dem Gedanken an die eine neige ich mich
lieber zu. Jch habe Jhnen geſchrieben, welche Dienſte mir Pierre
Lebeau geleiſtet hat, indem er mich beim Appel unterbrachte
zuerſt in der Redaktion des jndiziellen Teiles und bald
darauf als Privatſekretärin Mein Gott! Als Stenotypiſtin
ohne einen Son in Paris! Sie wiſſen ſelbſt am beſten, daß die
vaar Scheine, die mir von meinem Erbteile nach dem Waffen-
ſtillſtand übriggeblieben waren, gerade für die erſten Monate
nach meiner Ankunft langten Und man muß doch irgendwo
wohnen, nicht wahr? ſich kleiden wenn auch noch ſo be-
ſcheiden eine Schreibmaſchine kaufen Und dann die Suche
nach Arbeit, Abweiſungen, Verſuche, Mißerfolgel! Es iſt wahr-
haftig hart, fein Brot verdienen zu müſſen, beſonders, wenn man
nicht häßlich iſt und überall, an allen Orten, was immer man
probiert und wo man anklopft, denſelben Refrain zu hören be-
kommt: Eib deinen Körper hin oder geh' zu Grunde! Und gleich
zeitig das Studium, die Vorbereitung auf die Prüfungen
Da gehört Willenskraft dazu, nicht alles hin zu hauen! Durch
Jhre Lehren und Jhre Hilfe hat es mir daran nicht gefehlt.
Und jetzt kann ich, dank Lebeaus, frei atmen Sie machen
ſich keine Vorſtellung, welche Macht dem Herausgeber einer
ben Zeitung in Paris zu Gebote ſtehtl! Beſonders bei
einem Talent! Jhm verdanke ich meine erſten Fälle
O, er war wirklich ſehr gut.“

„Oder ſehr berechnend
Dieſer Einwand kam mit ſo bitterer Feindſeligkeit heraus, daß

Annika ſtutzte Ein harter Zug ließ für einen Moment
Fräulein Hardys lebhaftes Geſicht erſtarren Ein Zeichen
überbeſorgter Freundſchaft

Annika fuhr ohne Pauſe fort
u war ſo allein
„Und Paula?“
„Paula?“
Annika war froh, durch dieſe ablenkende Zwiſchenfrage, das

Geſpräch von Lebeaun auf einen anderen Gegenſtand bringen zu
können. Sie war ſich über ihre eigenen Gefühle noch nicht klar
genug.

(Fortfetzung folgt.

s



en

Die Behörde hat ſogar zehn ündi W elx d. h. zehnſtündige Tag d zehſſtündige er
n für Arbeiterinnen zugelaſſen.
bleibt jetzt der Schutz der jugendlichen und weiblichen Ar

de e ger r ähe a die Gewerbeaufſichtsewu aß ſie in erſter Linie zur Durchführung derArbeit eſetze, el cge e der S ber en der

erſtmalig angeſtellten Fabrikinſpektoren war bekanntlich die Be
ſchränkung der Kinder und Jugendlichen- Arbeitin ken. Dieſer ihrer wichtigſten Aufgaben ſcheint ein Teil
der Gewerbeaufſichtsbeamten ſich heute nicht mehr bewußt zu ſein.
Die geſundheitlichen und ſittlichen Schädigungen, die den jugendlichen und weiblichen Arbeitern aus einer Acbeit in Schichten

zwiſchen 5 Uhr morgens und 2 Uhr nachts entſtehen können, ſind
offenkundig. Unſere Jugendlichen von 14 bis 16 Jahren ſind in
folge der Unterernährung während und nach der
Kriegszeit ſo in ihrer geſündheitlichen Entwicklung zurück

u ſie vielfach 11- oder 12jährigen Kindern gleichen.
Die Arbeiterinnen haben ebenſo wie die Jugendlichen unter der
Unterernährung der Kriegsjahre und der Nachkriegszeit gelitten,
ferner hat auch die Kriegszeit ſtarken Raubbau an ihren Kräften
und ihrer Geſundheit getrieben. Jedenfalls liegen für den geſund
heitlichew Schutz der jugendlichen und weiblichen Arbeiter noch ſtich-
haltigere Gründe als in der Vorkriegszeit vor. Bei dem Woh
nungselend, welches oft das Zuſammenleben und ſchlafen
der ganzen Familie in einem Raume erzwingt, iſt an ein Schlafen
während des Tages oder an ein frühzeitiges Schlafen eines ein
zelnen Familienmitgliedes am Abend nicht zu denken, auch der
für die Frühſchicht mit ihrem Beginn um 5 Uhr morgens ver-
pflichtete jugendliche oder weibliche Arbeiter kann erſt mit den
übrigen Angehörigen der Familie Ruhe finden, trotzdem er ſchon
zwiſchen 8 und 4 Uhr morgens das Bett verlaſſen muß. Dies
trifft nicht nur die Jugendlichen, welche mehr denn je ihre Nacht
ruhe benötigen, hart, ſondern auch Frauen, die in der Frühe, ſchon
ehe ſie zur Arbeit gehen, für die Kinder und Familienangehörigen
Frühſtück zubereiten, kleinere Kinder ankleiden und ſonſtige Ar
beiten im Haushalt erledigen müſſen. Und wer beaufſichtigt die
ſchul pflichtigen Kinder, die die Mutter auch ſchon in der
halben Nacht aus ihren Betten reißen muß, um ſie anzuziehen,
ehe ſie zur Arbeit geht, bis zum Beginn der Schule? Wo bleiben
die Kinder, wenn die Mutter in der zweiten Schicht arbeitet, bis
12, 1, 2 oder 3 Uhr nachts

Welchen ſittlichen Gefahren die jugendlichen und weiblichen
Arbeiter bei der jetzigen Unſicherheit auf den Straßen auf ihren
Wegen von und zur Arbeit in den Nachtſtunden ausgeſetzt ſind,
iſt r Genüge bekannt.

r dies alles ſcheint dem Reichsarbeitsminiſter unbekannt zu
fein, ſonſt wäre ſeine Bilanz nicht zu verſtehen.
Es müßte daher die erſte Aufgabe des neuen Reichstags
ſein, nicht nur den Achtſtundentag wieder herzuſtellen, ſondern
auch ſich des der jugendlichen und weiblichen Arbeiter
anzunehmen und den Schutzwall um ſie ſo feſtzubauen, daß er nicht
mehr durch vergere Paragraphen ſo wie jetzt eingeſtürzt

jugendlichen und weiblichen Arbeiter ge fen worden iſt? Diee der Mitte vergangenen r in Deutſchland

werden kann. ie Vereinigte Sozialdemokratiſche Partei muß ſich
auf alle Fälle gegen den ſtarken Abbau der Sozialpolitik wehren,
der chland bezüglich des jugendlichen und weiblichen Arbeiter
ſchutes weit hinter den Stand der Vorkriegszeit um 1910 auf denStand vor mehr als 30 Jahren zurückwirft. f

Mackenſen auf dem Präſentierteller.
Käſeblatt für Tor („Torgauer Zeitung“) verzapft eine nicht vollbeſchaftigter Herr in wohlbezahlter Poſition

unter der hügneriſchen Vorgabe. ein „ehemaliger vaterlandsloſer
Geſelle“ zur einen von Bygzantinismen ſtrotzenden Galli

zu Ehren des alten Herrn Mackenſen, der jüngſt in
ns tut der alte Mann leid, wie man ihn, mit

Dolman und Kalpak behängt, von Ort zu Ort
ſchleppt und an die ichtige nd markige Worte ſprecheWir hätten ihm einen beſſeren Lebensabend gegönnt. Vir
ha es jedoch für unſere Pflicht, die Gefühle des wahren

Käſeblatt wörtlich wiederzugeben.
e Mein Herz bebte und meine Augen waren mit Tränen

t, als ich dem alten Herrn in ſeine Augen blickte. Jedoch
ein Blick war ſo mild, ſo tig ſeine Züge waren ſo weich,

einen unendlichen reiz in ſich. was auf mich eine
große Beruhigung ausübte. Je länger ich in dieſe Augen
blickte, deſtomehr kam es mir vor, als hätten ſie mir Ver
zeit geſpendet. Die Ruhe dieſes Heldengreiſes hatte mir
meine Faſſung wiedergegeben, aber auch den feſten Willen, alles
das w. umachen, was ich einſt geſündigt hatte an meinem
Vaterlande. Ein Großer, ganz Großer hat unſere Mauern
verlaſſen, ein leuchtender Stern am dunklen Himmelszelt,
leuchtend den älkeren zur Mahnung und euch, Jungens, zum
Vorbilde. Nachdem ich als Linksradikaler an der Zer-
ſtörung des Deutſchen Reiches mitgeholfen habe, ſo habe ich
heute die heilige Pflicht, mehr als jeder nationale Mann,
doppelt, ja dreifach ſo viel wie andere zu leiſten für mein un-
glückliches Vaterland. Das iſt meine Wiedergutmachung und
Reparation.

Ein ehemaliger vaterlandsloſer Geſelle.“
Der Schreiber dieſer Zeilen hätte ſich ſeine heuchleriſche Maske

r können. Eindruck kann erräulichen Mitglieder vaterländiſcher Frauenverbände machen.
Unter Männern hat er ſich unſterblich lächerlich gemacht. Wir
bezweifeln nicht, daß ſelbſt dem alten Herrn Mackenſen vor ſolcher
Kriecherei die Schamröte ins Geſicht und ein bitterer Geſchmack
auf die Zunge ſteigt. Der teutſchen Bewegung kann man zu
ſolchen Helden nur gratulieren.

Deutſchoölkilche „Witze“.
Die „Torgauer Zeitung“ brachte in ihrer Nummer vom 5. Juni

folgende Notiz:
Ein Mackenſen Scherz macht in der Stadt (Torgau) die

Runde: Jn einem Orte nahe bei Torgau trifft der Herr Pfarrer
Marie, das Dienſtmädchen von N., und fragt ſie jovial: „Marie,
ſag' mal, du kennſt doch Mackenſen, der morgen nach Torgau
auf Beſuch kommt. Kannſt du mir wohl einen Satz ſagen, in
dem „Mackenſen“ vorkommt?“ Marie denkt einen Augenblick
nach, dann fliegt ein Schein der Wut über ihr Antlitz, und ſie
platzt los: „Heute Erbſen mit Speck, morgen Erbſen mit Speck,
alle Tage Erbſen mit Speck, ma (ken ſen in die Freſſe
hau'nl“

Man könnte noch manches andere, wenn man ſo etwas lieſt.
Ausgerechnet einen Pfarrer zieht das ſonſt in chriſtlicher Demut
erſterbende Stahlhelm Organ in dieſen geiſtloſen Quatſch hinein.
Soll darin etwa das Zugeſtändnis liegen, daß die Pfarrer, die
jetzt bei dem nationaliſtiſchen Klimbim äußerſt rührig mitwirken,
für ethiſche Dinge wenig Verſtändnis haben, dafür aber mehr für
üble Witze öder Leutnantsgehirne?

Merſeburg. Die Zweiſeelentheorie der „Kommu-
niſten oder Geld ſtinkt nicht. Jn jeder Nummer des„Klaſſenkampf“ können die böſen „Menſchewiſten“ leſen, daß ſie
vollſtändig vom Faſcismus durchſeucht ſind, ja ſogar vom Gelde der
Faſciſten leben. Wie erſtaunt waren deshalb unſere Genoſſen, als
am Sonnabend plötzlich auch die Kommuniſten in dem verſeuchten
Kreiſe erſchienen. An dieſem Tage brachte der „Klaſſenkampf“ ein
Jnſerat der Budenbeſitzer vom ützenplatz in Merſeburg, worin
um Pin Beſuch und Zuſpruch gebeten wurde. Jm redaktionellen
Teil des „Klaſſenkampf ſtand aber unter „Merſeburg“ zu leſen:
Arbeiter, beſucht richt den Rummel der Faſciſten auf dem Schützen-
platz Die armen „Klaſſenkampf“Leſer waren nun wegen der
Verlebung ihrer Pfingſtfreuden in arger Bedrängnis. Sie wußten
nicht, hat der Jnſeratenchef oder der Redakteur gelogen. Wie wir
hören, ſoll Konen mit der Zweiſeelentheorie nach Uebereinſtim-

ann er höchſtens auf die noch jung

mung mit dem Bezirksleiter Sämiſch den Gewiſfenskonflikt be
ſeitigt haben.

e Wiſerz rg. Die Verkehrsverſchlechterung, die von
der Gi i durch Einziehen des ſogenannten ter
suges war, iſt auf Grund des Proteſtes, der ſich. da

vertehrt wieder e c i r eeàug ver r. er fährt je von e abund trifft 12.01 in Merſeburg ein, wo er endet. San
Merſeburg. Vandalismus. Am „Südpark“, der jüngſtenMerſeburger Grünanlage, gegenüber vom Roſenweg, hat her

bekannter verſucht, eine wunderbar gewachene Eſche mit dem
Meſſer zu durchſchneiden. Als ihm dies nicht gelang, hat er ſie
mit einer Säge r dann aber liegen laſſen, um ſie anſcheinend am anderen Tage abzuholen. Leider iſt es nicht ge
lungen, die Täter abzufaſſen. s Publikum wird aufgefordert,
am Schutze der Anlagen mitzuwirken, die nicht für die Inter
er einzelner Egoiſten, ſondern für alle Einwohner geſchaffen
ind.
Naumburg. Schwarz-Rot-Gold. Auch die Freunde der Re

e in Naumburg wollten nicht abſeits ſtehen und haben vor
Monatsfriſt eine Ortsgruppe des „Reichsbanners SchwarzRotGold“
egründet. Gauleiter Landtagsabgeordneter Dreſcher hielt hierzu
as einleitende Referat. Eine Anzahl Kameraden aller Partei

richtungen. die auf dem Boden der Weimarer Verfaſſung ſtehen und
für die Erhaltung der deutſchen Republik ſind, erklärten ſich zum
(ofortigen eitritt. Und die Anzeichen trügen nicht auch in
Naumbdurg, einer Hochburg der Völkiſchen, Stahlhelm- und Jungdo-
mannen, wird eine ſtattliche Gruppe des Reichsbanners erſtehen.
Am Donnerstag, dem 18. Juni, abends 8 Uhr, findet nun die erſte
Monatsverſammlung im Reſtanrant „Zufriebenheit“ ſtatt, in welcher
ein Kamerad einen Vortrag über „Das deutſche Heer vor, im und
nach dem Weltkriege halten wird und in welcher Neuaufnahmen
vollzogen werden.

Nebra.“ Der neue Bürgermeiſter. Zum Bürgermeiſter
unſerer Stadt wurde Bürgermeiſter Puff in Stößen mit acht

gewählt. Sechs Stimmen fielen auf Bürgermeiſter a. D.
üller.
Cölleda. Von der Finnebahn. Der in Cölleda an den

Wochentagen vormittags 10.23 abgehende Zug (Waſſerzug) fährt
ſeit 1. Juni, wie noch nicht genügend bekannt iſt, nicht nur bis
Bachra, ſondern bis Loſſa.

Wickerode. Gemeindevorſteherwahl. Am Sonnabend
wurde der allerorts ſo beliebte Gemeindevorſteher Karl Hammer
in ſeinen jetzigen Bureauräumen von den neuen Gemeindever-
tretern mit 5 zu 4 Stimmen wiedergewählt.

Delitzſch. Die Freie Volksbühne veranſtaltet am Frei-
tag, dem 13. Juni, abends 8 Uhr, im Gaſthof „Zur Linde“ eine
Werbeverſammlung, an der ſich alle diejenigen, die der Bewegung
Intereſſe entgegenbringen, beteiligen können und ſollen. Jm An
ſchluß daran findet gleich eine Mitgliederverſammlung ſtatt, in
der die Satzungen beraten und die Verwaltung gewählt werden
ſoll. Soll es der Freien Volksbühne möglich gemacht werden,
am 1. September mit ihrer Spielzeit zu beginnen, ſo iſt es nötig,
daß unſere Genoſſinnen und Genoſſen zahlreich und rechtzeitig
als Mitglieder ſich einſchreiben laſſen. Möglich iſt der Beſuch
jeodem, da aller drei Wochen höchſtens eine Pflichtveranſtaltung
ſtattfinden ſoll, für die ein geringes Eintrittsgeld (0,80 Mk. bis
höchſtens 1,20 Mk., wenn die Zahl der Mitglieder groß genug iſt)
erhoben wird. Die Volksbühnenbewegung iſt eine Kulturbewegung
von großer Bedeutung, deren Unterſtützung ſich unſere Genoſſen
angelegen ſein laſſen müſſen. Einzeichnungsliſten liegen aus bei
Genoſſen Dumont im Konſum (Moltkeſtraße), in der Geſchäfts
ſtelle der „Delitzſcher Zeitung“, in den Buchhandlungen von Pabſt,
Krauſe (Markt) und Baumgärtel.

Pieſteritz. Aus der Gemeinde. Am Mittwoch fand die erſte
Sitzung der Vertreter nach der Neuwahl ſtatt. Nach Verpflichtung
der Mitglieder durch den Gemeindevorſteher erfolgte die Wahl der
eſſen es wurden gewählt: Kaſpar (VSPD.). Jäkel und
Kaiſer (KPD.). Die drei bürgerlichen Vertreter gaben weiße Zettel
ab. Hierauf erfolgte die Wahl der Mitglieder zu den verſchiedenen
Kommiſſionen, wobei ein und auch zwei Vertreter unſerer Partei in
die einzelnen Kommiſſionen gewählt wurden. Die Vorlage auf Erlaß
einer neuen Hundeſteuerordnung war nur eine formale Aenderung,
die Steuern in Goldmark aufzuführen. Doch der Kommuniſt Hilgers
verlangte auch die Verlängerung der ſteuerfreien Zeit für junge Hunde
von ſechs auf acht Wochen, mit der Begründung, die kurze Zeit von

Wochen ſei eine Härte; er habe in Wittenberg ſelbſt einmal für
ſechs Hunde Steuern bezahlen müſſen. (Riecht ſehr nach perſön
lichen Jntereſſen. D. R.) Jn einer Hypothekenſache ſoll nochmals
verſucht werden, die Sache im Vergleichswege zu erledigen. Für
Kinder, welche infolge ihres Geſundheitszuſtandes in Bäder und Er-
holungsheime untergeracht werden müſſen, vorläufig 30 an der Zahl,
wurden 1500 Mk. bewilligt. Das Fremdenſchulgeld wird auf 1,60 Mk.
für den Monat feſtgeſetzt. Bei Bedürftigkeit kann Ermäßigung ge
währt werden. Der Gemeindevorſteher gibt ein Schreiben des Reichs
poſtminiſteriums bekannt, worin die Aufhebung der hieſigen Poſtanſtalt
gerechtfertigt werden ſoll. Die Gemeindevertretung beſchließt, weitere
Schritte zu unternehmen, um wieder eine Poſtanſtalt zu bekommen.
Beſonders wird Beſchwerde darüber geführt, daß in einem Orte von
6000 Einwohnern die Briefkäſten nur einmal geleert werden und
nur täglich eine Briefbeſtellung erfolgt. Da die Gemeindefürſorgerin
wegen Verheiratung ihre Stelle aufgibt, ſoll dieſe Stelle ausgeſchrieben
werden. Gegen die Errichtung einer Cyanitanlage ſeitens der Mittel
deutſchen Stickſtoffwerke hat der Gemeindevorſteher Einſpruch erhoben,
was von den Vertretern gebilligt wird. Jn einem Schreiben wird
der Gemeindevorſteher erſucht, gegen die Abforſtung des ehemaligen
Artillerieſchießplatzes Einſpruch zu erheben, dies wird geſchehen.

Kemberg. Ein Schwindler. Jn letzter Zeit iſt in Alteritz
und anderen benachbarten Ortſchaften ein Uhrenſchwindler auf-
getreten. Er legt eine Viſitenkarte vor, lautend auf Erwin Broſe,
Uhrmacher und Feinmechaniker in Kemberg (Töpferſtraße 18),
und bietet ſich zur Ausführung von Uhrenreparaturen an. Er
nimmt die Uhren mit, und wenn ſie die Auftraggeber in Kemberg
abholen wollen, ſtellt ſich heraus, daß ſie einem Schwindler in
die Hände gefallen ſind. Geſchädigte werden erſucht, ſich bei der
hieſigen Polizeiverwaltung zu melden.

Wittenberg. Feſt genommen und dem Unterſuchungs-
gefängnis zugeführt wurde am Sonnabend der ehemalige ruſſiſche
Rittmeiſter der Weißgarde v. Hartmann, hier, Lutherſtraße,
wohnhaft. Gegen H. waren verſchiedene Anzeigen wegen Betrugs
erſtattet worden. Außerdem wurde er wegen des gleichen Ver-
gehens von einer auswärtigen Behörde geſucht.

Wittenberg. Seinen Verletzungen erlegen iſt am
Sonnabend der 9jährige Schüler Alfred Rode, Markt 4. R. hatte
am 23. Mai in der Wohnung ſeiner Mutter eine Flaſche Spiritus
ins Feuer geſchüttet und durch die Exploſion der Flaſche war ſeine
Kleidung in Brand geraten.

Eilenburg. Ein Eiſenbahnunfall, der leicht ſchlim
mere Folgen hätte haben können, ereignete ſich am erſten Feier-
tage mittags auf dem hieſigen Bahnhofe. Dadurch, daß die
Weiche nicht geſtellt war, fuhr die Lokomotive des kurz vorher
eingetroffenen Wittenberger Zuges, der auf dem ſelben Gleiſe
eintrifft, auf dem die Leipziger Züge abfahren, ſtatt auf das
Nebengleis auf den zur Abfahrt bereit ſtehenden Leipziger Eil-
zug auf. Durch rechtzeitiges Bremſen des Lokomotivführers
wurde der Zuſammenſtoß zwar gemindert, er war aber immer-
hin noch derart, daß die Reiſenden ordentlich zuſammengerüttelt
und geſchüttelt wurden. Verletzungen oder Beſchädigungen, außer
einigen dicken Beulen und blauen Flecken, ſind nicht vorgekommen;
dagegen hatte ſich die Lokomotive ſo feſtgefahren, daß der Zug
nicht abfahren konnte und die Reiſenden in einen ſofort zu
ſammengeſtellten neuen Zug umſt mußten. Mit
Viertelſtunde Verſpätung fuhr dieſer Zug dann ab.

Grünewalde. Verbrüht. Am Sonnabend fiel der zweijährige
Walter Nogck beim Spielen auf dem Nachbarshofe in ein mit heißem
Waſſer gefülltes Scheuerfaß. bei verbrühte ſich der Kleine ſo

einer

Mansfelder Lande.
Eisleben, den 11. Juni 1924

Gründung einer Ziegenbockhaltungsgenoſſenſchaft.
Jm Stadtkreiſe Eisleben wird ſeit J

beſtande Jnzucht getrieben, die mit der Zeit zu gänzlicher Ver
elendung des Pigpie Ziegenbeſtandes führen mußte. Der
Stadtausſchuß hatte deshalb als Aufſichtsbehörde gemäß des
Geſetzes zur Haltung von Ziegenböcken vom 14. Dezember 1920

alle Ziegenhalter zwecks Gründung einer w.
enoſſenſchaft, die das Ziel hat, durch Einführung reinraſſiger
lutsfremder Ziegenböcke die Ziegenzucht zu heben und die Milch

erzeugung zu ſteigern, am Freitagabend nach dem Stadtverord-
netenſitzungsſaale eingeladen. Von den etwa 500 Ziegenhaltern
hatten ſig rund 100 Tierhalter eingefunden. Herr Schlachthof
direktor Dr. Weiß hielt einen Vortrag über Schäden der Jn-
ucht und Nutzen der Raſſezucht. Jn der ſich hieran anſchließenden
lusſprache wurde von allen Anweſenden volles Verſtändnis für

die Notwendigkeit der Gründung einer Ziegenbockhaltungsgenoſſen
ſchaft gezeigt und ein dementſprechender Gründungsbeſchluß ge-
faßt. Alle Anweſenden erklärten ſofort ihren Beitritt durch
Unterſchrift. Es ſteht zu erwarten, daß die noch außenſtehenden
Ziegenhalter ebenfalls ihren Beitritt erklären werden. Einzeich
nungsliſten werden durch die Bockhalter den Ziegenhaltern vor-
elegt. Gleichzeitig werden Beitrittserklärungen im Rathaus,Jimmer 12, entgegengenommen.

Helfta. Die erſte Sitzung der neugewählten Gemeinde-
vertretung findet heute, Mittwoch, abend 6 Uhr im Sitzungs-
zimmer der Gemeindevertrelung ſtatt. Auf der Tagesordnung
ſtehen folgende Punkte: 1. Beſchlußfaſſung über die Gülkltigkeit der
Gemeindewahl und Einführung der Gemeindevertreter, 2. Woh
nungsbau (Anger), 3. Antrag der Erwerbsloſen auf Bewilligung
eines Zuſchuſſes, 4. Jnſtandſetzung des Armenhauſes, 5. Antrag
des Jnvaliden Herold auf Pflaſterung der verlängerten Maſt-
ſtraße, 6. Antrag des Müllers Franz Eichner auf Herahbſetzung
der Ackerpacht, 7. Antrag der Pächter Büttner und Genoſſen auf
Pachtermäßigung, 8. Feſtſetzung der Bedingungen, unter denen
der diesjährige Kirſchenanhang verpachtet werden ſoll, 9. Wahl
des Gemeindevorſtehers, 10. Wahl der Schöffen, 11. Wahl der
Armen-, Steuer-, Wohnungsfommiſſion, des Erwerbsloſenfür-
ſorgeausſchuſſes, der Bau, Wegebau, Sportplatz- und der Reocb
nungsprüfungskommiſſion.

Gewerkſchaftsbewegung.
Streik oder neue Verhandlungen

Am Dienstag haben die Beratungen der Eiſenbahnerorgani
ſationen über die Frage „Streik oder neue Verhandlungen“ in
Berlin begonnen. Zunächſt ſind die Vertreter der chriſtlichen
Richtung zuſammengekommen. Am Mittwoch werden der frei
gewerkſchaftliche Deutſche Eiſenbahnerverband und der AllgemeineEiſenbahnerverband Hirſch Dunger) tagen.

Der Streik in Oberſchleſien beendet.
Ueber den Streik in Weſtoberſchleſien wird offiziell berichtet:

Der Streik im oberſchleſiſchen Revier kann als erloſchen bezeich
net werden. Die Mehrzahl der Steinkohlengruben iſt voll im Be
trieb. Auch bei den Eiſenhütten iſt der Betrieb im allgemeinen
wiederaufgenommen worden. Soweit beſondere Vorbereitungen,
wie Anheizen der Oefen uſw., erforderlich ſind, wird der Betriebin den nächſten Tagen eröffnet werden. Die neue „Viktoriagrube“,

eine Erzgrube in Beuthen, hat den Betrieb geſchloſſen.

Die Schwertransportarbeiter in Frankfurt a. M. haben heute
morgen die Arbeit niedergelegt.

Der wilde Streik der Londoner Untergrundbahner iſt zu
ſammengebrochen. Am Dienstagabend haben alle Untergrund-
bahnſtationen den Dienſt wiederaufgenommen. Der Streik iſt,
wie jetzt endgültig feſtgeſtellt iſt, von kommuniſtiſchen Agenten
mit Hilfe von ausländiſchem Geld angezettelt worden, um der
Arbeiterregierung Schwierigkeiten zu bereiten.

Cohnverhandlungen für die Verwaltungsarbeiter
der Reichsbetriebe.

Nachdem das Reichskabinett in mehreren Sitzungen zu der all
gemeinen Lohnfrage für die Reichsarbeiter Stellung genommen
hatte, haben am 6. Juni weitere Verhandlungen zwiſchen der
Regierung und den Gewerkſchaftsvertretern ſtattgefunden. Jn
dieſen Verhandlungen mußte ſelbſt der Vertreter des Reichs
finanz miniſteriums anerkennen, daß die Reichsarbeiter einer all
gemeinen Lohnerhöhung bedurften. Trotzdem aber war das end
gültige Angebot ſo ungenügend, daß der Verband der Gemeinde
und Staatsarbeiter dieſe Lohnerhöhung ablehnen mußte.

Die ungenügenden Mailöhne ſehen wie folgt aus:
männliche weibliche

Lohngruppe I II III J II43 36 33 27 25 Pf.
Für den Monat Juni wollte man folgende Zulagen gewähren

5 3 2 2 2 Pf.Die Junilöhne würden dann für einen 24jährigen Arbeitnehme
betragen:

männliche weibliche

Lohngruppe 1 II III I II48 39 35 29 27 Pf.Daß dieſe Löhne für die Exiſtenz der Reichsarbeiter abſolut
unzureichend ſind, braucht nicht beſonders betont zu werden. Es
war deshalb eine Selbſtverſtändlichkeit der Gewerkſchaftsvertreter,
daß ſie der Regierung erklärten, daß ſie ſich nunmehr jede Aktions-
freiheit vorbehalten, um das zu tun, was die Wahrung der wirt-
ſchaftlichen Jntereſſen der Mitglieder erfordert. Die Regierung
wird nun dieſe geradezu ſkandalöſe und unzureichende Erhöhung
auf dem Verwaltungswege bekanntgeben und vorläufig auszahlen
laſſen.Aufgabe der Reichsarbeiter aller Betriebe und Verwaltungen iſt
es aber, nun den letzten Mann der gewerkſchaftlichen Organi-
ſation, dem Verband der Gemeinde- und Staatsarbeiter, zugzu-
führen, um durch die Geſchloſſenheit der Organiſation die Aktions-
kraft zu ſteigern und die Löhne feſtzulegen, die die Arbeitnehmer
ſchaft zum Leben gebraucht.

Verband der Gemeinde und Staatsarbeiter.
Filiale Halle a. S.

Geſchäftsſtelle Harz 42/44.

Cohnverhandlungen für die Gemeindearbeiter.
Schiedsſpruch der mitteldeutſchen Schiedsſtelle.

Zwiſchen dem Verband der Gemeinde und Staatsarbeitet
einerſeits und dem Mitteldeutſchen Arbeitgeberverband der Kreiſe
und Gemeinden e. V. in Magdeburg andererſeits fanden am
Freitag, dem 6. Juni, Lohnverhandlungen für die Gemeinde
arbeiter ſtatt. Die Arbeitnehmer hatten eine durchſchnittliche Er
höhung der beſtehenden Mailöhne um 5 Pf. gefordert. Die Ar
beitgeber lehnten jegliche Erhöhung ab und wären entgegen
kommenderweiſe, wie ſie ſagten bereit, die Mailöhne für den
Monat Juni zu verlängern bis zum 1. Juli. t

Da der Verband der Gemeinde und Staatsarbeiter auf Grund

einigte man ſich über den ſofortigen Zuſammentritt des
deutſchen Schiedsgerichts. desHars (Magdeburg) wurde dann nach mehrſtündigen Verhoſchwer, daß er am erſten Pfingſtfeiertag ſeinen qualvollen Ver

wundungen erlag. lungen folgender Schiedsſpruch aefällt:
4
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l. Die beſtebis zum 30.
erhöht.t 2. Die Erklärungsfriſt der Parteien beträgt eine Woche.
Nach dieſem Schiedsſpruch würden die Löhne der Gemeinde

4 a Schichtführer erhalten ebenfalls eine beſondere Zulage von

weiſes für ſich engagiert.

arbeiter wie folgt ausſehen:
Lohngruppe: d II III IV. V VI VII vIII IX48 40 88 36 34 29 26 25 Pf.t Hierzu käme für die Verheirateten und ſolche mit h Haus

erdem füre ein Hausſtandsgeld von 3 Pf. pro Stunde.
orarbeiteredes Kind eine Kinderzulage von 8 Pf. pro Stunde.

Arbeitgeber und Arbeitnehmer müſſen alſo bis zum Freitag,
dem 13. Juni, dem Schlichtungsvorſitzenden die Erklärung ein

J reichen, ob ſie den Schiedsſprr
Arbeitnehmer nehmen in beſonderen Verſammlungen zu dieſen

annehmen oder ablehnen. Die

neuen Junilöhnen Stellung, und es kann wohl jetzt ſchon mit
Beſtimmtheit geſagt werden, daß die Löhne in der vorliegenden
Höhe von ſeiten der Arbeitnehmerſchaft abgelehnt werden, da
insbeſondere mit dem Lohn eines Ungelernten von 38 Pf. eine
Familie unmöglich haushalten kann. Das Gros der Gemeinde-
arbeiter ſind aber nun einmal ungelernte Arbeiter, und ſo iſt
es notwendig, daß durch eine geſchloſſene Organiſation von dem

Arbeitgeberverband für die ungelernten Arbeiter zumindeſt die
Löhne verlangt werden, die die Arbeitnehmerſchaft für ihre
Exiſtenzmöglichkeiten gebraucht. Pflicht aller Gemeindearbeiter
der Stadt Halle iſt es, den letzten Mann in die Organiſation
u zwingen, um ſomit dem Magiſtrat und dem Arbeitgeberver-
and die Kräfte entgegenzubringen, die heute bei der rückſtändigen

Lohn- und Gehaltsvolitik der öffentlichen Organe notwendig iſt.
Verband der Gemeinde- und Staatsarbeiter, Filiale Halle.

Geſchäftsſtelle Harz 42/44.
Achtung, Jſoſſerer!

Die Fachgruppe der Jſolierer des Deutſchen Baugewerksbundes,
Baugewerkſchaft Halle, hat zur Arbeitsvermittlung einen Nach-
weis geſchaffen, der auch von den Jſolierfirmen anerkannt wurde.
Weil die Firma Kaiſer u. Co., Steinweg 4 I, den Nachweis bei
Einſtellung von Jſolierern ſchon in einigen Fällen umgangen
hatte, mußte die Fachgruppenleitung vorſtellig werden. Obgleich
zurzeit 6 Kollegen arbeitslos ſind, hat dieſe Firma wieder einen
in Arbeit ſtehenden Jſolierer ohne Benutzung des Arbeitsnach-

Es wurde verlangt, denſelben zu ent-
laſſen und einen arbeitsloſen Kollegen dafür einzuſtellen. Die
Firma weigert ſich, dieſer berechtigten Forderung zu entſprechen,
deshalb mußte die Sperre verhängt werden. Alle Jſo-
lierer werden aufgefordert, ein Arbeitsangebot bei dieſer Firma
abzulehnen und Solidarität zu üben.

Deutſcher Baugewerksbund, Bangewerkſchaft Halle.
Fachgruppe der Jſolierer.

Eine Beamtenverſammlung des Verbandes der Gemeinde- und
Staatsarbeiter findet am Donnerstag im Reſtaurant „Weinberg“
ſtatt. Näheres ſiehe Vereinskalender.

Eine Funktionärſitzung des Verbandes der Gemeinde und
Staatsarbeiter findet am Mittwochgbend im „Volkspark“ ſtatt.
Näheres ſiehe Vereinskalender.

en Mailöhne werden mit Wirkung ab 4. Juniuni in allen Klaſſen um 2 Pf. pro St di Verbandstag der Glasarbeiter.
In Radeberg fand in dieſen Tagen die 14. Generalver-

ſammlung des ralverbandes der Glasarbeiter
ſtatt, auf der 170 Delegierte und mehrere ausländiſche an
weſend waren. Die Mehrheit des Kongreſſes lehnte zu inn
eine Vertretung der Moskauer ſition im Bureau ab. Das
bericht wurde zu einer ſcharfen Abrechnung mit der Oppoſition.
Stawitzki, der den Kaſſenbericht erſtattete, teilte mit, daß in
den letzten fünf Monaten an Streikunterſtützungen 100 000 Gold-
mark ausgezahlt wurden. Durch Erhebung von drei Extrabei-
trägen ſoll ein beſonderer Kampffonds geſchaffen werden. Seit
Anfang 1924 iſt ein erheblicher Mitgliederzuwachs
zu verzeichnen, ſo daß der Verband jetzt rund 56 000 Mitglieder
zählt. Nach einem Bericht von Groß über die Redaktion des
2 rgans wurden ausführlich die Gründe für den Ausſchluß
von Steffen aus dem Hauptvorſtand dargelegt, den der Verbands
ausſchuß beſtätigt hat.

Am zweiten Verhandlungstage wurden zunächſt von der Man-
datsprüfungskommiſſion alle Mandate für gültig erklärt, ein
ſogenannter ruſſiſcher Vertreter aber nicht zugelaſſen. Dann
wurde beſchloſſen, daß alle Kollegen, die der „Deutſchen Arbeit
nehmerpartei“ angehören, aus dieſer auszutreten haben, andern-
falls ſie den Ausſchluß aus der Organiſation zu gewärtigen haben.
Nach dem ausführlichen Bericht der Preßkommiſſion begann die
Diskuſſion über den Geſchäftsbericht, wozu eine Entſchließung
des Vorſtandes vorlag. Sie beſagt u. a., daß parteipolitiſche
Gegenſätze nicht innerhalb der Gewerkſchaften ausgetragen werden
dürfen und alle Meinungsverſchiedenheiten in ſachlicher Weiſe
auszutragen, alle perſönlichen Verunglimpfungen zu unterlaſſen
ſind und Sonderorganiſationen zu unterbleiben
haben. Gegen Zuwiderhandelnde beſteht die Ausſchlußpflicht der
Organiſationen. Die Entſchließung verlangt, daß an der bisherigen
Taktik der Verbandsleitung feſtgehalten wird, ſpricht der Organi-
ſationsleitung das Vertrauen aus und verurteilt alle entgegen
ſtehenden Strömungen. Für die Oppoſition ſprach Steffen
(Berlin), der ſich in den üblichen kommuniſtiſchen Angriffen gegen
die Sozialdemokratie erging und die Anlehnung an die ruſſiſche
Organiſation forderte. Eine von ihm vorgelegte Entſchließung
ſprach dem Hauptvorſtand das Mißtrauen aus. Der Reſt des
zweiten ſowie der Vormittag des dritten Verhandlungstages war
ausgefüllt mit einer ausgiebigen Debatte über den Richtungsſtrei:
und dem Schlußwort des Verbandsvorſitzenden. Am Nachmittag
ſprach der zweite Verbandsvorſitzende Grünzel über Lohn-
bewegungen und Streik, wobei er die Gründe für den Austritt
aus der Arbeits gemeinſchaft darlegte. Der Referent trat für
zentrale Tarifgemeinſchaften ein und wandte ſich gegen die Ein-
führung des geſetzlichen Schlichtungszwanges; vor allem gelte es,
die Löhne der Hilfsarbeiter in die Höhe zu bringen. Grünzel
faßte ſein Referat in einer Entſchließung zuſammen. Dieſe billigt
den bisher verfolgten Weg, durch Tarifverträge einheitliche Lohn-
und Arbeitsbedingungen zu ſchaffen und verlangt, daß zur Schlich-
tung von Streitigkeiten tarifliche Schiedsgerichte gebildet werden.
Die Ausſprache war wieder in der Hauptſache ausgefüllt mit An-
griffen der Oppoſition gegen die Verbandsleitung.

Am vierten Tage wurde nach Grünzels Schlußwort über die
von ihm vorgelegte Entſchließung des Hauptvorſtandes namentlich

Referat des Verbandsvorſitzenden Girbig über den Geſchäfts

abgeſtimmt. Bei drei Stimmenthaltungen ſtimenten 101 Delegierte
für den Hauptvorſtand, 51 dagegen. warſchli de irxi bgelehnt. A e d Wrungetießung der irion abgelehn nſchließend hielt. Grein Referat Je oder Jnduſtrieverband“, wobei er
ſonders unterſtrich, daß gerade in der Glasinduſtrie in Deutſch
kand zum großen Teil mit veralteten Fabrikationsmethoden und
einrichtungen gearbeitet wird. Die Moderniſierung der uſtrie
bedeute allerdings Erſatz von Qualitätsarbeitern durch ſchinen.
Hieraus ergebe ſich die Notwendigkeit des Anſchluſſes an eine
rößere leiſtungsfähige Organiſation; als ſolche käme nur derFabrirarbeikerberbant in Frage, in dem die Glas

arbeiter eine Sektion bilden müßten. Eine Entſchließung zu dieſer
Frage ſieht eine Urabſtimmung über den endgültigen An
ſchluß vor. Gleichzeitig wurde beſchloſſen, auch mit dem Bau
gewerksbund und mit den keramiſchen Verbänden Anſchlußver
bandlungen zu führen. Bei der namentlichen Abſtimmung über
die Entſchließung des Vorſtandes zum Geſchäftsbericht blieb die
Oppoſition mit 112 gegen 47 Stimmen in der Minderheit. Damit
hatte die überwältigende Mehrheit dem Geſamtvorſtand erneut
ſein Vertrauen ausgeſprochen. Dementſprechend fiolen am letzten
Verhandlungstage die Neuwahlen zum Haudhtvorſtand
aus. Die beiden Verbandsvorſitzenden Girbig und Grünzel wur
den mit übergroßer Mehrheit wiedergewählt. Auch die übrigen
Hauptvorſtandsmitglieder und die Gauleiter gingen nach den Vor
ſchlägen der Mehrheit aus der Wahl hervor. Zuvor wurde mit
8 gegen 52 Stimmen bei 14 Stimmenthaltungen ein Antrag
Bulke angenommen, mit der Moskauer Internationale in Ver
bindung zu treten, um eine Verſtändigung herbeizuführen

Wetter-Voranſage.

Donnerstag Ziemlich warm, wechſelnde Bewölkung, gelegene
liche Regenſchauer, ſtrichweiſe Gewitter.
Freitag: Abwechſelnd heiter und wolkig,

einzelte Regenſchauer.
etwas kühler, ver-

(Schluß des redaktionellen Teiles)
e

Nus (em Geſchäktsleden.

Wie uns mitgeteilt wird, iſt der Mitbegründer und Vorſitzende
des Aufſichtsrates der Conrad Tack K Cie., A.-G., Herr Wilhelm
Krojanker, einem Herzſchlage erlegen. Der Verſtorbene hat ſich
um die Entwicklung der Schuhinduſtrie große Verdienſte erworben.
Auch war ſeine Firma in Deutſchland die erſte, die unter Um-
gehung der Groſſiſten die direkte Vermittlung zwiſchen Fabrik

Konſumenten durch Errichtung eigener Verkaufsſtellen an
bahnte.

—2
Verantwortlich für Politik, Wirtſchaft und Fenilleton:
J. V.: G. Kaſparek; für Gewerkſchaftliches und Lokales:
Bottl. Kaſparek; für Provinzielles: Alfred Wielepp;
für den Anzeigenteil: Wilhelm Herzig ſämtlich in Halle.
Verlag: „Volksblatt“ G. m. b. H. Druck: Halleſche Genoſſen
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r nes Schubert CrumAHühle und Bäckerei Getreides Mehl Futtermittel
pa

Monuraktucwaren, Modewaren
Konfektion

ſarvenervekleiduna

Sauer waent Ig. Spiſler ad
Inh. Hans Wiegandt.

Telefon 109.
Mode- und Manufakturwaren, Pelzwaren

Wäsche, Hüte, Mütren, Krawatten. Hosen

Kaufhauo

Kleidung

y Bergmann Gut und hillie kaufen
Sie stets

Kleider-Stotte, Wäsche-Stotte
Inh.: Oscar Bergmann

9

Herren-, Knaben- und Bernifs-

Damen-Mäntel, Herr. Anzüge
Berufs- Kleidung

Hüte, Mützen. Hart Nacht.
S

Aeltestes und größtes Gesehäft am Platze ſräge, Hapdschabe, Arbeitergarderobe.

mD.R. Osfwalcdd
Bitterfeld, Hallesche Str. 15
Gegründet 1857 S Telephon 592
WVollwaren, Strickgurne, Damen-

und Kinderwäsche, Schürzen u.

Günstige Preise
PannierTorgau, Markt

Duahſätr-Schunvaren

Viele Arten. Beste Fabrik.

Große Werkstatt für Reparaturen

Markt 25I Markt
Zweiggeschäfte:

Acten Ucorneyft geräte,

Cotth.

Fahrräder, Nähmaschinen
Musikwaren, Haus- und Küchen-

Glas-,
Emaillewaren, Werkzeuge

Tonus, och Dentescn Harkt 8
empfieblt

Porzellan und KMirhel
e

a
Korsetts Herren Wäsche u.

Ferren-Artikel, Schlipse

Sämtliche Kurzaz waren

E. Preller

J

S. Jarosch Hachk.
Bitterfeld, Markt 7

Das Raus der quten Oualitäten
für Herren-, Knaben-

und Sporthekleidung

Nur eute Qualſtäten

zu billigen Prelsen!
Serufs- Hüte

S al 7Karl Wittenbecher
Herseburg, Am HMeumarktstor

General vertrieb für Merseburg u. Umgeg

z Mützen (chelhrikett:Herlaufstenle
m. b, H.

Delitzsch
Manufakctur-, Leinen- u.

Baumwoll waren
Fahrplan der Kyffhäuser Kleinbahn

a b 1. Juni 19241.

Fernsprecher s Neumarkt 67
Mersehurg

Steinkohl., Koks, Rohkohle
Naßpreßsteine, Torfstreu
Dachpappe, Brennholsz.Garten nd Arbeiterkontektion

J 9 J r Jws s V s M 8SESämtliche Züge 2. und 3. Klaſſe V 58 S M Baumaterialien Handlung
Sum 5 52 842 e 62 ab T Halle. fan 1086 14s 510 5 72 t12

Wir halten uas den Vereins- 794 728 1055 F. l 615 82 Sangerhauſen 812 1131 312 342 65 85 e V 9 L u 2 L A T T sI h Herm e 736 788 1123 62 880 an Berga-Kelbra ab 74 I102 i Zu 62 8317nOrucksgchen der Art 713 715 1035 250 250 557 75 ab Nordhauſen an 805 825 1151 517 u7 72 9 Die Verordnung
73590 742 1101 315 5 316 Berxgag- 730 759 1126 447 652 95in geschmackvoller und sauberer 759 742 1 3151 315 623 815 an Berga-Kelbra ab 729 765 1126 447 447 62 82 über die Arheitszeit

Ausführung bestens empfohl T 27 7 berg zn r r v 657 1015 227 g 72 ab Stolberg (Harz) an E. Im Auftesze r ene hin r 716 10885 250 G 72 Uftrungen (Heimkehle) u 77 Geweruſchaſtshundes Herausgegeben
uchdruckerei e. G. m. h. H. 7301 1050 o 615 8u0 an 4 Berga-Kelbra ab gos gis 1157 450 G von Th. Leipart.
Halle a. S. Tel. 6605 Harz 4244 Aö ATA Preis 30 Pfg Preis 30 Pfgu eEAO9LL,çIA5yÜd,Ö
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Wir bringen unser reichhaltiges
Lager in Kurz-, Weiss- und Woll-
waren, Leinen- und Baumwollwaren
und Manufaktur, sowie unsere
Damen- und Kinderkonfektion i

empfehlende Erinnerung
2
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